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Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 
2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB (Frist bis zum 01.02.2019) eingegangenen Stellungnahmen und 
Anregungen. 
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Wölfersheim und Gießen im April 2019 
 
 
 
 
 



Gemeinde Wölfersheim „Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw.- § 3(2) u. 4(2) BauGB 

Stellungnahmen seitens der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
 
BUND Vogelsberg, Dr. Wolfgang Dennhöfer, Am Triesch 21, 36304 Alsfeld (30.01.2019) 
BUND KV Wetterau, Dr. Werner Neumann, Stammheimer Straße 8b, 63674 Altenstadt 
(01.02.2019) und Doris Jensch, NABU KV Wetterau e.V. 
BÜNDNIS 90 Die Grünen, Fraktion in der Gemeindevertretung Wölfersheim Dr. Franz 
Grolig, Michael Rückl (29.01.2019) 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau (21.01.2019) 
Gemeindevorstand Echzell (29.01.2019) 
Gemeindevorstand Wölfersheim, Straßenverkehrsbehörde (16.01.2019) 
Hessen Mobil, Straßen- u. Verkehrsmanagement Gelnhausen (01.02.2019) 
Kreisausschuss Wetteraukreis, FD 4.1 Kreisentwicklung (28.01.2019) 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie (14.01.2019) 
NABU Horlofftal e.V., Stephan Kannewischer, Seestraße 41, 35410 Hungen (31.01.2019) 
Oberhessengas Netz GmbH (03.01.2019) 
Ortslandwirt Berstadt Herr Anreas Storck, Friedhofsweg 2, 61200 Wölfersheim 
(30.01.2019) 
OVAG Netz GmbH (29.01.2019) 
OVAG, FD Wasser (17.12.2018 
PLEdoc GmbH (21.12.2018) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (24.01.2019) 
Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt Main (01.02.2019) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (06.02.2019) 
Unitymedia (11.01.2019) 
 
 
 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
 

Amt für Bodenmanagement Büdingen (14.01.2019) 
Deutsche Bahn AG (28.01.2019) 
Hessen Forst (18.12.2018) 
Magistrat der Stadt Bad Nauheim (23.01.2019) 
Magistrat der Stadt Hungen (30.01.2019) 
Magistrat der Stadt Reichelsheim (16.01.2019) 
Rhein-Main Verkehrsverbund (23.01.2019) 
 
 
 
 
 

 
 
Keine Stellungnahmen sind eingegangen: 
 

Avacon Netz GmbH 
Botanische Vereinigung 
Bundesamt für Infrastruktur 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Gemeindevorstand Rockenberg 
Hessen Forst  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie Echzell 
Hessisches Landesamt für Umwelt und Naturschutz 
IHK Gießen-Friedberg 
Landesjagdverband Hessen e.V. 
Landrat Wetteraukreis Straßenverkehrsbehörde 
Magistrat der Stadt Nidda 
Magistrat der Stadt Friedberg 
Magistrat der Stadt Münzenberg 
Naturschutzbund Deutschland 
Regionaler Verkehrsdienst Wetterau 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Uniper Kraftwerke GmbH 
Verband Hessischer Fischer e.V. 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen 
Wanderverband 
Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV)  
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 

BUND-Vogelsberg, Herr Dr. Wolfgang Dennhöfer (30.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 

 

 

 

 
Zu 1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in 
der fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz 
wertvollen Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebau-
ung freihalten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche 
Großvorhaben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber 
nachhaltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
Betont sei, dass erhebliche Teile des Plangebiets Verfüllungen des früheren Braunkohleab-
baus betreffen, die pedologisch eindeutig geringwertiger sind als rezente Parabraunerden 
oder Tschernoseme, weshalb eine für die Wetterau letztlich durchschnittliche spezifische 
Eingriffserheblichkeit gegeben ist. 
Der Umweltbericht setzt sich ausführlich und gemäß den Vorschriften des BauGB mit den 
Folgen des Eingriffs auseinander. Das Bodenschutzgesetz formuliert Ziele und Vorkehrun-
gen für einen schonenden Umgang mit Grund und Boden, steht dem Vorhaben aber nicht 
entgegen. 

 
Zu 2.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist richtig, dass Niederschlagsversickerung und Grundwasserneubildung im Bereich der 
Überbauung künftig nicht mehr möglich sein werden. Das anfallende Regenwasser wird 
aber zwischengespeichert und mit gedrosseltem Abfluss über ein mehrere Hundert Meter 
langes Grabensystem und eine zusätzlichen Rückhaltemulde dem Einzugsgebiet wieder 
zugeleitet. Hierbei ist auch von einer zumindest teilweisen Versickerung auszugehen, so-
dass der Gebietswasserhaushalt nicht nachhaltig verändert wird. Das Abpumpen von 
Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für den Havariefall werden Tankstellen regelmäßig mit 
Rückhaltewannen ausgestattet. Der Untergrund ist wegen des Lösslehms im Übrigen nur 
schlecht durchsickerbar und so tiefgründig, dass eine Gefährdung des Grundwassers aus-
zuschließen ist. 
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4. 
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6. 
 
 
 
 
 
 
7. 
 
 
 
 
 

[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das erforderliche Rückhaltevolumen wird regelkonform ermittelt, der zulässige Drosselab-
fluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässersystem zu erwarten sind. Die An-
nahme einer zu geringen Dimensionierung wird von der Stellungnahme im Übrigen nicht 
begründet. Hinsichtlich der geplanten Ableitung des Niederschlagswassers in den Wasch-
bach ist nicht von Verstößen gegen das Wasserhaushaltsgesetz, die Wasserrahmenrichtli-
nie oder den Hochwasserschutz auszugehen, da die festgesetzten Maßnahmen mit der 
zuständigen Wasserbehörde abgestimmt und von dieser genehmigt werden. 

 
Zu 4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Logistikzentrums inmitten der Ackerflur weitab der Ortslagen lässt eine Ver-
änderung der kleinklimatischen Bedingungen für die Anwohner insbesondere auch der 
Ortslage von Echzell nicht erwarten. Die Verdunstung des Niederschlagswassers wird über 
die Dachflächen bei der Mehrzahl der Regenereignisse auch künftig möglich sein. Eine 
Beschleunigung des Abflusses aus dem Gebiet ist allein nach stärkeren Regenereignissen 
zu erwarten und dies auch nur bis zum zulässigen Drosselabfluss. Bei diesen Wetterlagen 
bedarf es aber keiner Erhöhung der Luftfeuchtigkeit. 
 
Zu 5.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Die 
im Gebiet selbst betroffenen Arten wurden in zwei Vegetationsperioden ermittelt; für sie 
werden geeignete Kompensationsmaßnahmen geplant und umgesetzt, die im Umweltbe-
richt und im artenschutzrechtliche Fachbeitrag ausführlich hergeleitet und erläutert werden. 
Die Bestimmungen des BNatSchG oder der FFH-Richtlinie werden nicht verletzt. 
 
Zu 6.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Gebiets ergibt sich aus den besonderen Anforderungen an einen großflächi-
gen Logistikbetrieb vor allem hinsichtlich Topographie, Flächenbedarf, Immissionsschutz 
und Verkehrsanbindung. Der Umweltbericht setzt sich ausführlich mit den Eingriffswirkun-
gen auf das Landschaftsbild auseinander und kommt zu schlüssigen Aussagen, die das 
Vorhaben sehr wohl als erheblichen Eingriff klassifizieren. Die Annahme der Verträglichkeit 
wird durch die geringe Sensibilität im Nahbereich des Plangebiets begründet. Gerade die 
Zunahme an Störungen im Offenland bei Wölfersheim hat bereits dazu geführt, dass die 
Landschaft im Umfeld der A 45 erheblich an Reiz und Erholungseignung verloren hat.  
Dies ist insbesondere im Hinblick auf die „Lichtverschmutzung“ zu beachten, denn der Of-
fenlandbereich zwischen Wölfersheim und Echzell wird bereits heute durch den Straßen-
verkehr erheblich mit nächtlicher Beleuchtung belastet. 
 
[Zu Ziffer 7. vgl. folgende Seite] 
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Gleichzeitig ist die Sensibilität einer intensiv genutzten Agrarlandschaft dieser Eingriffswir-
kung gegenüber deutlich geringer als beispielsweise in einer naturnahen Flussaue oder in 
Waldnähe. Die geplanten Eingriffe sind deshalb verträglich. 
 
Zu 7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im öffentlichen Straßennetz eine ausrei-
chende Leistungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleit-
planverfahren laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme 
sowie eine 24-h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützen. 
 
Zusätzlicher Verkehr entsteht ausschließlich durch die Beschäftigten (PKW-Fahrten) sowie 
durch den Lieferverkehr (LKW-Fahrten). Einerseits kommt es durch den neuen Logistik-
standort zu einem höheren Verkehrsaufkommen, andererseits wirkt der Wegfall des REWE-
Verkehrs zwischen Rosbach und Hungen der Erhöhung entgegen. Die durch den Lo-
gistikstandort zusätzlich entstehende Verkehrsbelastung wurde anhand konkreter Informati-
onen zu Mitarbeitern und Lieferverkehr sowohl des geplanten, als auch der beiden beste-
henden Standorte in Rosbach und Hungen prognostiziert. Eine weitere Entwicklung des 
neuen Standortes wurde mit einem Aufschlag auf die aktuellen Ansätze ebenfalls berück-
sichtigt. 
 
Aus der schalltechnischen Untersuchung (Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge) zum 
Bauleitplanverfahren geht hervor, dass durch den planbedingten Zusatzverkehr keine zu-
sätzlichen Lärmbelastungen für umliegende Schutzbereiche hervorgehen. Eine spürbare 
Erhöhung der aktuellen Lärmsituation liegt erst ab einer Erhöhung von mindestens 3 dB (A) 
vor. Die Überprüfung der zu erwartenden Lärmbelastungen, auch für den Einwirkungsbe-
reich des öffentlichen Verkehrsnetzes hinsichtlich der Wirkung des planbedingten Neuver-
kehrs, liefert keine spürbare Erhöhung der Lärmbelastungen. Dies gilt sowohl für den direkt 
an der K181 angrenzenden Römerhof, als auch für den Ortsteil Geisenheim. 
 
Um die Höhe der zusätzlichen Schadstoffbelastungen durch das neue Logistikzentrum zu 
ermitteln wurde ein Luftschadstoffgutachten erstellt (Ingenieurbüro Lohmeyer). Dieses Gut-
achten legt ausführlich dar, dass aus den berechneten verkehrsbedingten Luftschadstoff-
konzentrationen für den Planfall eines entwickelten Logistikzentrums mit entsprechendem 
Kfz-Verkehr im Bebauungsplangebiet „Logistikpark Wölfersheim A 45“ und auf den zufüh-
renden Straßen zwar Zunahmen der Luftschadstoffkonzentrationen zu erwarten sind, je-
doch führen diese zu keinen wesentlichen Konflikten mit den Grenzwerten der 39. BImSchV 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit. 
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Zu 8.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt. 
Bereits Anfang 2016 begann die REWE Group mit der Suche nach potentiellen Gewerbeflä-
chen mit einer Größe von mehr als 15 ha in einem Umkreis von ca. 50 bis 60 km rund um 
Frankfurt. Im Kontext der geplanten Verlagerung des Fleischwerks Brandenburg wurde die 
externe Firma Imtargis mit der Identifizierung geeigneter Grundstücke beauftragt. Da sich 
die Standortanforderungen des neuen Logistikzentrums und des Fleischwerks grundsätzlich 
ähneln, wurde auch bei der Flächensuche für das Logistikzentrum auf die vorliegende Stu-
die der Firma Imtargis zurückgegriffen. Allerdings übersteigt die für das Logistikzentrum 
benötigte Fläche (ca. 30 ha) die des Fleischwerks (ca. 15 – 20 ha), weshalb mehrere der 
neun individuell geprüften Flächen (z. B. Großen Buseck, Gewerbegebiet Ost, Fernwald, An 
der A5, Butzbach, Magnapark,) bereits im Vorfeld ausschieden. Die Ansiedelungsmöglich-
keiten an den drei verbliebenen Standorten -Hungen, Gießen, Wölfersheim- wurden parallel 
intensiv geprüft, wobei der Standort in Wölfersheim nach Absage der Stadt Gießen als ein-
ziger alle Anforderungen –Lage: zentral im Liefergebiet, Mitarbeiterbindung: Nähe zum 
Altstandort, Grundstücksgröße: > = 300.000 m², ebenerdig, Erschließung: BAB-Anschluss, 
Parkplätze: > 600 PKW- und > 200 LKW-Stellplätze- nahezu vollständig erfüllte. Detaillierte 
Ausführungen hierzu finden sich in Kapitel 1.6 Innenentwicklung (S. 12 + 13) der Begrün-
dung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
Ferner sei auf ein Abstimmungs- und Strategietreffen einer Gemeinschaftsinitiative der 
Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförderung Wetterau 
GmbH im Mai 2016 hingewiesen, bei dem sich unabhängig von REWE als Investor der hier  
zur Debatte stehende Standort als potentiell am besten für einen interkommunalen Gewer-
bepark im Nahbereich der A 45 geeignet herausstellte. 

 
Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Ressourcenverbrauch und dessen Konsequenzen sind auf Bundesebene zu behan-
deln. 
Es sei aber darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den REWE-
Lagern in Hungen und Rosbach entfällt. Auch der Wasserverbrauch (neues Logistikzent-
rum) wird im Vergleich mit dem Verbrauch an den beiden bestehenden Standorten geringer 
ausfallen. Vor allem die geplante Nutzung von Regenwasser als Brauchwasser reduziert 
den Wasserverbrauch erheblich. Zur Ausleuchtung des Betriebsgeländes sind energiespa-
rende Systeme festgesetzt. Auf nächtliche Anstrahlungen des Gebäudes soll verzichtet 
werden, ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
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10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Durch die Verringerung des LKW-Verkehrs durch den Entfall der Lager in Rosbach und 
Hungen sowie dem verbesserten Versorgungskonzept des neuen Lagers in Wölfersheim 
wird die Belastung der Umwelt durch Schadstoffe, verursacht durch den Schwerlastverkehr, 
reduziert. 
 
Zu 10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1-9 ist festzustellen, dass die gesetzlichen Anforde-
rungen eingehalten werden. Das Vorhaben ist zulässig. Es ist falsch und wird nicht begrün-
det, dass seitens des RP Darmstadt Planungsmängel geltend gemacht oder diese durch 
Gutachten postuliert würden. Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß BauGB wurde durch-
geführt, zusätzlich wurde im Dezember 2018 eine Bürgerinformationsveranstaltung abge-
halten. Sämtliche im Rahmen des Bauleitplanverfahrens relevanten Unterlagen wurden 
offengelegt. 
 
 
 
Zu 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Ein Einfluss des Vorhabens auf den Naturraum Vogelsberg oder das Vogelschutzgebiet 
Vogelsberg ist fachlich nicht begründbar, zumal schlüssig dargelegt ist, dass bereits für das 
nahe gelegene VSG Wetterau keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 
Dass Vögel zwischen den Naturräumen wechseln ist unstrittig. Das allein führt aber noch 
nicht zu deren Gefährdung durch den Verlust von 30 ha Ackerland innerhalb eines dieser 
Naturräume, zumal keine essenziellen Biotoptypen betroffen sind. Hinsichtlich der den 
Acker als Rastgebiet nutzenden Zugvögel wird in der N 2000-Verträglichkeissstudie plausi-
bel dargelegt, dass die Auswirkungen auf die Umgebung gering sind und der direkte Flä-
chenverlust durch das Vorhaben die Funktion der Ackerflur im Raum Wölfersheim nicht 
erheblich einschränkt. Folglich sind auch Auswirkungen auf weiter entfernt liegende Natur-
räume auszuschließen. Dies gilt ausdrücklich auch für die angesprochenen gefährdeten 
Brutvogelarten und mögliche funktionalen Beziehungen zwischen deren Teilpopulationen 
sowie für die Fledermäuse, die das Plangebiet in Ermangelung geeigneter Quartierhabitate 
ohnehin nur als Jagdlebensraum allenfalls durchschnittlicher Qualität nutzen können. 
Die Vermutung einer Zunahme der Nutzungsintensität im Vogelsberg durch den Verlust von 
30 ha Ackerland in der Wetterau ist hypothetisch und allein schon aus betrieblichen Grün-
den in messbarem Umfang unwahrscheinlich. Auch angesichts der hier in Rede stehenden 
Flächenverhältnisse sind die beschriebenen Auswirkungen auf Biodiversität, Erholung, 
Klima und Wasser im Vogelsberg in Abrede zu stellen. 
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BUND KV Wetterau, Dr. Werner Neumann (01.02.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
 
 
 
 
Zu 3.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu Ziffer 7. bis 56. ist festzustellen, dass keine Verstö-
ße gegen geltendes Recht vorliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Unter Ziffer 2 (S. 16) der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird ausgeführt: […] Die 
Gestaltung der Außenanlage soll in Zusammenarbeit mit Naturschutzverbänden entwickelt 
und entsprechend umweltfreundlich/umweltfördernd ausgeführt werden. […] 
 
Dass der NABU sich einer konstruktiven Zusammenarbeit an dieser Stelle verschließt, wird 
mit Bedauern zur Kenntnis genommen. 
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7. 
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9. 
 
 
 
10. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 6.: Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen des BBodSchG sind bekannt. Sie stellen aber keine verbindliche Norm 
dar, sondern sind in Abwägung mit anderen Belangen und Rechtsgütern im Einzelfall zu 
prüfen und angemessen umzusetzen. Ein Vorhaben wie das geplante Logistikzentrum kann 
per se nicht im Innenbereich verwirklicht werden. Die Flächeninanspruchnahme richtet sich 
nach dem Erfordernis und entspricht somit dem Gebot der Begrenzung der Bodenversiege-
lung auf das notwendige Maß. 
 
Zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Begrenzung der Inanspruchnahme von Boden ist ein wichtiges Ziel der Raumplanung, 
muss aber mit anderen gleichrangigen Zielen abgewogen werden. Dies ist vorliegend ge-
schehen. 
 
Zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Alle mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in den Boden werden berücksichtigt und in 
die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung eingestellt. Stellvertretend, auch für das Schutzgut 
Boden, ermittelt diese das Kompensationsdefizit und das Ausgleichserfordernis für den 
Naturschutz. Die hierfür herangezogenen Ökokontomaßnahmen sowie die unabhängig 
davon durchzuführenden artenschutzrechtlichen Maßnahmen haben positive Auswirkungen 
auch auf Boden und Bodenwasserhaushalt z.B. durch den Verzicht auf Pestizide und Dün-
gung. 
u 
 
[Zu Ziffer 10. vgl. folgende Seite] 
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[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 10.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Qualität der Böden wird im Umweltbericht beschrieben und hinreichend gewürdigt. Der 
anfallende Aushub soll zudem wieder nutzbar gemacht werden, indem er auf anderen land-
wirtschaftlichen Nutzflächen ausgebracht wird. 
 
Zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Bedeutung der Schwarzerden für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist bekannt 
und wird im Umweltbericht dargelegt. Ein rechtliches Erfordernis für eine Alternativenprü-
fung entsteht hieraus nicht. Es sei im Übrigen darauf hingewiesen, dass ein nicht unerhebli-
cher Teil des Baugebiets Rekultivierungsflächen des früheren Braunkohletagebaus betrifft. 
 
Zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das BBodSchG trifft keine für die Bauleitplanung relevanten verbindlichen Regeln. Insbe-
sondere erschließt sich weder durch das BBodSchG noch durch das BauGB eine den Bo-
den betreffende Kompensationsverpflichtung. Im Übrigen sei auf die Ausführungen zu 10. 
verwiesen. 
 
Zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Verwirklichung der genannten Ziele ist langfristig unzweifelhaft anzustreben, aber nicht 
kurzfristig auf kommunaler Ebene darstellbar. Sie bedingt eine grundlegende Änderung der 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Der Ressourcenverbrauch 
und dessen Konsequenzen sind auf Bundesebene zu behandeln. 
 
Zu 14.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ziele des Bodenschutzes und der Ernährungssicherheit sind als öffentliche Belange bei 
der Beurteilung des Vorhabens einzustellen, sind aber gegenüber den privaten nicht vor-
rangig. Das BauGB schreibt eine gerechte Abwägung aller maßgeblichen öffentlichen und 
privaten Belange vor. Im Übrigen sind Arbeitsplätze und kommunale Steuereinnahmen 
öffentliche Belange von hohem Rang. 
 
Zu 15.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Laut REWE gehen durch die vorgesehene Automatisierung keinesfalls Arbeitsplätze verlo-
ren. Vielmehr führt sie dazu, dass die Mitarbeiter ihre Tätigkeiten leichter und ergonomi-
scher verrichten können. Dem Betriebsrat wurde zudem die Zusage erteilt, dass alle Logis-
tik-Mitarbeiter aus Rosbach und Hungen übernommen werden. Unabhängig davon wird im 
vorliegenden Aufstellungsverfahren von dem Versuch, eine Planung mit dem Argument 
Arbeitsplätze „politisch gleitfähig“ zu machen, abgesehen. Zwar handelt es sich hierbei 
zweifelsohne um ein gewichtiges Argument, aber keineswegs um das einzige, das für diese 
Planung an dem vorgesehenen Standort spricht. 
 
[Zu Ziffer 16. und 17 vgl. folgende Seite] 
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[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 16.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Für das hier in Rede stehende Aufstellungsverfahren „Logistikzentrum Wölfersheim A 45“ ist 
maßgeblich, dass die planungsrechtlich vorbereiteten und zulässigen Nutzungen grundsätz-
lich ver- und entsorgt werden können. Gespräche mit Behörden und Versorgungsträgern 
wurden parallel zum Aufstellungsverfahren geführt und lassen ebenso wenig wie die im 
Rahmen der Beteiligungsverfahren seitens der Behörden vorgetragenen Anregungen und 
Hinweise erwarten, dass die Versorgungssicherheit nicht gegeben sein könnte.  
Der angesprochene hohe Trinkwasserbedarf, resp. des Ballungsraumes Rhein-Main, mit 
seinen Folgen für die Entstehungsgebiete und Wasserreserven des Umlandes stellt die 
Region bereits heute vor große Herausforderungen, die in Zukunft nicht geringer werden. 
Die in 2018 stellenweise eingetretenen Versorgungsengpässe durch die langanhaltende 
Trockenheit haben dies bereits deutlich gemacht. Auf allen Ebenen ist die Erarbeitung trag-
fähiger Konzepte für die Wasserversorgung notwendig, die eine Anpassung an den Klima-
wandel beinhalten. Diese können jedoch nicht alleine im Rahmen des vorliegenden Aufstel-
lungsverfahrens erstellt werden. 
Im Detail bedeutet dies: Der mittlere Wasserverbrauch bei ausschließlicher Verwendung 
von Frischwasser liegt bei 3 m³/h. Dies sind ca. 26.280 m³ per anno. Der Trinkwasserver-
brauch in der Gemeinde Wölfersheim wird mit 421.276 m³ per anno für 10.165 Einwohner 
angegeben. Dies entspricht einem Verbrauch von ca. 42 m³ per Anno und Einwohner. Dar-
aus resultiert, dass der Wasserbedarf des Logistikzentrums bei diesem Verbrauch, dem 
Frischwasserverbrauch von 626 Einwohnern entspricht, nicht 8.000. Dies trifft aber nur zu, 
wenn sämtliches benötigtes Wasser aus dem Trinkwassernetz entnommen wird. Geplant ist 
über ein separates Leitungsnetz Brauchwasser für Toiletten, Kühlung, Reinigung etc. einzu-
setzen. Dies geschieht in dem das Rückhaltevolumen für Niederschlagswasser um ca. 
4.000 m³ vergrößert wird. Damit kann der Trinkwasserverbrauch um etwa 60% reduziert 
werden. D. h. der Trinkwasserverbrauch wird etwa bei 10.520 m³ per anno liegen. Dies 
wiederum entspräche dem Frischwasserverbrauch von ca. 250 Einwohnern. 
 
Zu 17.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Eine Überlastung des Mischwassersystems kann ausgeschlossen werden, da das unbelas-
tete Niederschlagswasser nicht der Kanalisation zugeführt, sondern separat abgeleitet wird. 
Das hierfür erforderliche Rückhaltevolumen für das Niederschlagswasser wird regelkonform 
ermittelt, der zulässige Drosselabfluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässer-
system zu erwarten sind. Die Einleitung in den Waschbach erfolgt gedrosselt. Die Drosse-
lung ist angepasst auf den natürlichen Abfluss aus dem unversiegelten Gebiet und hat eine 
Größe von 15 l/s*ha (gemäß Vorgabe der UNB). 
Für die geplanten Maßnahmen ist unabhängig vom Bauleitplanverfahren ein wasserrechtli-
ches Genehmigungsverfahren erforderlich. Der Antragsumfang wurde bereits mit der zu-
ständigen Behörde abgestimmt. 
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Im Detail: Im Falle eines Starkregens erfolgt zunächst eine Rückhaltung des Oberflächen-
wassers auf dem Grundstück selbst mit Hilfe eines unterirdischen Rückhaltebeckens (Grö-
ße ca. 6.800 m³). Geht die Regenmenge darüber hinaus erfolgt ein Rückstau ins eigene 
Netz des Logistikzentrums. Die Abgabemenge von 15 l/s*ha bleibt hiervon unberührt. Ne-
ben dem erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren muss zudem im Zuge 
des Bauantrages ein Überflutungsnachweis geführt werden. Dieser beschreibt das Abfluss-
verhalten im Starkregenfall. 
 
Für die durchzuführende Entwässerungsplanung ist insofern davon auszugehen, dass kein 
Niederschlagswasser vom Plangrundstück über den natürlichen Abfluss hinaus abgeleitet 
werden darf. Sämtliches anfallende Niederschlagswasser darf nur in der Größenordnung 
des Niederschlagswasserabflusses erfolgen, der auch von der derzeit landwirtschaftlich 
genutzten Fläche in Richtung Waschbach abfließt. Dies erfordert, dass sämtlicher darüber-
hinausgehender Niederschlagswasseranfall auf dem Grundstück zurückgehalten werden 
muss. Hierzu wird ein unterirdischer Rückhaltebehälter mit einem Fassungsvolumen von ca. 
6.800 m³ erforderlich. Aus diesem Behälter erfolgt dann eine verminderte Abgabe in Höhe 
des natürlichen Abflusses, wodurch eine gleichmäßigere Wasserführung im Waschbach 
erreicht wird. Sämtliches bei Starkregen anfallendes Niederschlagswasser wird also auf 
dem Gelände zurückgehalten und in einer umweltverträglichen Menge abgegeben. 
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18. 
 
 
 
19. 
 
 
 
20. 
 
 
 
 
21. 
 
 
 
 
 
22. 
 
 
 
 
 
23. 
 
 
 
 
24. 
 
 
 
 
 
 

Zu 18.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 17. und 18 besteht kein Erfordernis zur Abstimmung 
mit Hochwasserschutzplänen. Schäden am Gewässer sind wegen der Drosselung der Ein-
leitung nicht zu erwarten. Auch im Falle von Starkregenereignissen werden nur 450 l/s Re-
genwasser in den Waschbach abgeleitet. Die darüberhinausgehenden Wassermengen 
werden auf dem Gelände in einem Rückhaltebecken gepuffert. Ist dieses Becken überlastet, 
erfolgt ein Einstau des Leitungsnetzes auf dem Grundstück bzw. ein Aufstau auf den Flä-
chen des Logistikzentrums. Sämtliches anfallende Niederschlagswasser darf nur in der 
Größenordnung des Niederschlagswasserabflusses erfolgen, der auch von der derzeit 
landwirtschaftlich genutzten Fläche in Richtung Waschbach abfließt. (vgl. Ausführungen zu 
Ziffer 17) 
Zu 19.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Grundwasserneubildung im Plangebiet wird durch die Bebauung zwar weitgehend un-
terbunden, hat allein schon aufgrund der Größenverhältnisse aber keine regionalen, son-
dern allenfalls lokale Auswirkungen. Diese wiederum werden durch die Rückhaltung und die 
gedrosselte Abführung des Niederschlagwassers durch ein mehrere Hundert Meter langes 
offenes Grabensystem erheblich minimiert, da bei der Mehrzahl der Niederschlagsereignis-
se große Teile des abgeführten Wassers vor Erreichen des Waschbachs im Boden versi-
ckern werden. Die Bestimmungen des WHG werden eingehalten. 
Zu 20.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die vorhergehenden Ausführungen sind erhebliche Auswirkungen auf den 
Grundwasserhaushalt in der Wetterau auszuschließen. 
 
Zu 21.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Auswirkungen der Versiegelung auf Grundwasserneubildung und Kleinklima werden im 
Umweltbericht hinreichend behandelt. Im Übrigen sei auf die Ausführungen zu 19. verwiesen. 
 
Zu 22.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt durch den Verlust von versickerungsfähigem 
Boden können per se nur durch Maßnahmen der Rückhaltung und Drosselung minimiert 
werden. Diese sind aber durchaus wirksam, vor allem wenn – wie vorliegend – die Einleite-
stelle für das Niederschlagswasser in das Gewässersystem mehrere Hundert Meter entfernt 
liegt, was über den Jahresgang einen Großteil des anfallenden Wassers zur Versickerung 
bringt. 
 
Zu 23.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Mögliche kleinklimatische Veränderungen durch den Baukörper beschränken sich auf das 
unmittelbare Umfeld des Plangebiets, wo eine raschere Erwärmung bei Sonneneinstrahlung 
keine Auswirkungen auf die Menschen der umliegenden, mehrere Hundert Meter entfernt 
liegenden Ortslagen hat. Im Übrigen sind die beschriebenen Effekte auf vormaligen Acker-
standorten gegenüber dem Voreingriffszustand eher gering, da auch Ackerflächen eine sehr 
geringe Wärmepufferfähigkeit besitzen. 
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25. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
26. 
 
 
 
 
 
 
 
27. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
28. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 24.: Die Bedenken werden unter Verweis auf die Ausführungen zu 17-23 zurück-
gewiesen. 
 
Zu 25.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Hinsichtlich der Belastungen im öffentlichen Verkehrsnetz kann festgestellt werden, dass 
die im Kontext des Bauvorhabens erzeugten Verkehrsmengen (Neuverkehr) den Emissi-
onspegel tagsüber um 0,2dB bis 4,9 dB erhöhen. Zusätzlich erhöht sich der Emissionspegel 
in Richtung BAB 45 nachts um 8,1 dB. Im Verlauf der K 181 ergeben sich zwischen den 
neuen Zufahrten zum Plangebiet und dem Kreuzungsbereich mit der B 455 am Tag um 4,9 
dB erhöhte Emissionspegel, in der Nacht beträgt die Erhöhung 11,2 dB. Für den Römerhof 
ist keine Erhöhung der Lärmbelastung zu erwarten. Für den Ortsteil Geisenheim sind Erhö-
hungen von weniger als 3 dB(A) zu erwarten, d. h. 1,1 dB(A) tags und 2,7 dB(A) nachts. Da 
die maßgeblichen Schwellenwerte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts für Wohngebiete 
nicht überschritten werden, ist diese Erhöhung der Lärmbelastung insgesamt hinnehmbar. 
 
Zu 26.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Angaben sind nicht korrekt, da bei der Bewertung des Einflusses von Lichtquellen auf 
Nachtfalter nicht nur die Lichtfarbe, sondern vor allem der UV-Anteil maßgeblich ist. Beim 
Einsatz von LED-Leuchtmitteln sind auch bei 4000 K deutlich geringere Anlockwirkungen 
gegeben als bei Na-Hochdrucklampen. Mit dem Ziel einer weitgehenden Vermeidung der 
„Lichtverschmutzung“ ist im Übrigen ein Gutachten in Bearbeitung, das die Auswirkungen 
des Vorhabens auf Mensch und Tier einordnen und optimieren soll. 
 
Zu 27.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Ziele der Regionalplanung unterliegen nach §§ 6 ROG und 8 HessLPG der grundsätzlichen 
Möglichkeit einer Zielabweichung. Das vom Regierungspräsidium Darmstadt durchgeführte 
Zielabweichungsverfahren vom Regionalplan Südhessen wurde mit Bescheid vom 
26.10.2017 zugelassen und mit Sofortvollzug ausgestattet. 
Das Vorhaben entspricht damit nun den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen. Eine 
Klage des BUND gegen den Zielabweichungsbescheid wurde vom Verwaltungsgericht 
Gießen am 23.01.2019 abgewiesen. 
Abgesehen davon, dass ein Mangel im Rechtssystem nicht erkennbar ist, weil im Laufe der 
Geltungsdauer von Regionalplänen auf auftretende kleinere Änderungserfordernisse mit 
dem Instrument der Zielabweichung reagiert werden können muss, ist die Gemeinde an 
Recht und Gesetz in der Anwendung vorhandener Rechtsvorschriften gebunden.  
 
Zu 28.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die bisherigen Ausführungen wird festgestellt, dass der Bebauungsplan 
alle gesetzlichen Vorgaben erfüllt. 
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30. 
 
 
 
 
 
 
 
31. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 29.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie entsprechen den Angaben des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags. 
 
 
Zu 30.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie entsprechen den Angaben des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags. Die angesproche-
nen CEF-Maßnahmen sind zwischenzeitlich beplant und vertraglich gesichert worden. 
 
 
Zu 31.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Ermittlung des Bedarfs an geeignetem Ackerland für CEF-Maßnahmen erfolgt sinnvoll-
erweise anhand der zuvor ermittelten Brutdichte der Feldlerche im engeren Naturraum, 
wodurch kleinräumige und zeitliche Schwankungen im Besatz (zugunsten des Naturschut-
zes) nivelliert werden. Dieses Vorgehen ist auch deshalb sinnvoll, weil bei Feldvögeln eine 
Zerstörung von Fortpflanzungsstätten im Sinne § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchHG gar nicht 
erfolgt, die artenschutzrechtliche Relevanz somit über den „Geist“ der Bestimmung abgelei-
tet wird. Bestehende Vorbelastungen durch den intensiven Ackerbau sind hierbei selbstver-
ständlich nicht zulasten des Vorhabens zu werten. Maßgeblich ist der faktische Wert des 
Gebiets als Bruthabitat für die Feldlerche. 
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32. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
33. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
34. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
35. 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 32.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Aussagen sind nicht korrekt. Die Untersuchungen im Jahr 2017 umfassten ein insge-
samt 300 ha großes, funktional zusammenhängendes Gebiet zwischen Autobahn und Bun-
desstraße, das im Südwesten noch weit über die Kreisstraße hinausreichte. Im Jahr 2018 
wurden die Untersuchungen für den engeren Eingriffsraum noch einmal aktualisiert. Bei der 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs wurden nicht nur bestehende Randeffekte durch die 
Straßen, sondern auch die aufgeführten Einflüsse durch das Vorhaben auf die Feldlerche 
eingestellt. Der Artenschutzbeitrag legt dies ausführlich dar. 
 
Zu 33.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist naturschutzfachlich mittlerweile unstrittig, dass wirksamer Artenschutz besser durch 
eine Wiederherstellung oder Annäherung an traditionelle Bewirtschaftungsformen unserer 
Landschaft zu erreichen ist als durch auf eine einzelne Art „zugeschnittene“ Maßnahmen. 
Dies wird gerade durch den seit Jahren zu beobachtenden kollektiven Rückgang der Feld-
vögel aus der Agrarlandschaft unterstrichen. Es macht deshalb Sinn, statt wenig wirksamer 
Lerchenfenster und gärtnerisch anmutender Blühstreifen großräumige Maßnahmen einer 
extensiven ackerbaulichen Nutzung in Anlehnung an die tradierte Dreifelderwirtschaft zu 
ergreifen. Hierdurch werden negative Randeffekte zurückgedrängt, die Bedingungen für den 
Aufbau autochthoner Insektenpopulationen geschaffen sowie Nutzungsrhythmen und 
Fruchtfolgen wieder eingeführt, die den Ansprüchen der Feldvögel angepasst sind. Dass 
von einer solchen Maßnahme nicht nur die Feldlerche, sondern auch Rebhuhn und Grau-
ammer in hohem Maße profitieren, kann ernsthaft nicht bezweifelt werden. Im Übrigen wird 
die Maßnahme durch ein Monitoring begleitet, um ihren Erfolg sicherzustellen. 

Die Auswahl der im Artenschutzbeitrag spezifisch zu betrachtenden Arten orientiert sich an 
den Vorgaben des Leitfadens für die artenschutzrechtliche Prüfung. Welche relevanten 
Arten hierbei nicht behandelt worden sein sollen, erschließt sich aus der Einwendung eben-
so wenig wie die Vorhaltung, die Anforderungen des BNatSchG und der „Natura 2000-
Richtlinie“ (eine solche gibt es nicht) würden nicht erfüllt. 
 

Zu 34.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Ausführungen des 1. Absatzes sind unverständlich. Sofern die Auffassung vertreten 
wird, das Plangebiet könne im Voreingriffszustand mit einer 30 ha großen „Blühfläche“ 
gleichgesetzt werden, so entspricht das weder der Rechtslage noch der Rechtsprechung. 

Hinsichtlich des zweifellos zu berücksichtigenden Vorbesatzes der CEF-Flächen mit Ler-
chen sei auf die Ausführungen im Artenschutzbeitrag verwiesen. Der Ansatz von 0,5 ha / 
Brutpaar berücksichtigt – bei vergleichbarer Brutdichte - diesen Umstand. Um sicherzustel-
len, dass die Maßnahmen den gewünschten Zuwachs an Brutpaaren bewirken, erfolgt das 
Monitoring auf einer 100 ha großen Fläche. Hierdurch wird ein Vergleich der Brutdichten 
und somit ein „Herausrechnen“ der Maßnahme möglich. 
[zu Ziffer 35. vgl. folgende Seite] 
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36. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
37. 
 
 
 
 
 
38. 
 
 
 
 
 
 
 
 
39. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 35.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Ein mögliches Vorkommen des Feldhamsters wurde eingehend überprüft und ausgeschlos-
sen. Auch die angesprochene Verbreitungskarte zeigt im relevanten Bereich keine aktuellen 
Nachweise. Eines worst case-Szenarios bedarf es aufgrund des eindeutigen Befundes nicht. 
 
Zu 36.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Plangebiet ist Teil des Jagdgebiets des Rotmilans, weist aber keinerlei Eigenschaften 
auf, die den Schluss zuließen, es sei für diesen essenziell. Rotmilane befliegen mehrere 
hundert Hektar große Gebiete, jagen opportunistisch und werden in den künftigen gehölz-
bestandenen Saumzonen des Logistikzentrums reiche Nahrungsgründe finden. Das Brut-
vorkommen ist durch das Vorhaben in keiner Weise gefährdet. 
 
Zu 37.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Plangebiet wird von den aufgeführten Greifvogelarten ausschließlich zur Nahrungssu-
che aufgesucht. Es besitzt keinerlei Eigenschaften, die es gegenüber der umliegenden 
Ackerlandschaft in seiner Eignung hervorheben würde. Es gibt keinen Grund für die An-
nahme, dass hier jagende Greifvögel, die sich durch eine hohe Mobilität auszeichnen, nicht 
auf andere Landschaftsräume ausweichen könnten. Einer weiterreichenden Untersuchung 
bedarf es folglich nicht. 
 
Zu 38.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Dies 
betrifft ausdrücklich auch Rastvögel. 
Der Mornellregenpfeifer ist eine Limikole, die in Hessen nicht brütet, sondern im Spätsom-
mer/Frühherbst das Gebiet nur durchzieht. Rund 90 % der Vögel gehen dabei nicht nieder, 
sondern fliegen über Hessen/Deutschland „non stop“ hinweg. Die Art ist nicht selten, sie 
rastet nur nicht häufig in Hessen, wobei sich die Auswahl der Rastgebiete vor allem an der 
Höhenlage orientiert. Angesteuert werden durchweg strukturarme Ackerbaulandschaften. 
Kulissenwirkungen durch Gehölze, Waldränder oder Siedlungen sind als relevant einzustu-
fen. Das Meideverhalten der Art liegt allerdings unter dem der Gänse – zumal der Mornell-
regenpfeifer, anders als die Gänse, gegenüber Störungen weitgehend unempfindlich ist. Die 
Bewertungen implizieren somit das Anspruchsprofil der Art. 
 
Zu 39.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 32-38 ist festzustellen, dass alle relevanten Arten im 
Artenschutzbeitrag hinreichend und fachlich korrekt behandelt wurden. Bestehende Vorbe-
lastungen sind artenschutzrechtlich nicht „herauszurechnen“. Ausschlaggebend für die 
Beurteilung ist – sofern keine widerrechtlichen Nutzungen erfolgen – allein der aktuelle 
Zustand des Gebietes. 
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Zu 40.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt. 
Bereits Anfang 2016 begann die REWE Group mit der Suche nach potentiellen Gewerbeflä-
chen mit einer Größe von mehr als 15 ha in einem Umkreis von ca. 50 bis 60 km rund um 
Frankfurt. Im Kontext der geplanten Verlagerung des Fleischwerks Brandenburg wurde die 
externe Firma Imtargis mit der Identifizierung geeigneter Grundstücke beauftragt. Da sich 
die Standortanforderungen des neuen Logistikzentrums und des Fleischwerks grundsätzlich 
ähneln, wurde auch bei der Flächensuche für das Logistikzentrum auf die vorliegende Stu-
die der Firma Imtargis zurückgegriffen. Allerdings übersteigt die für das Logistikzentrum 
benötigte Fläche (ca. 30 ha) die des Fleischwerks (ca. 15 – 20 ha), weshalb mehrere der 
neun individuell geprüften Flächen (z. B. Großen Buseck, Gewerbegebiet Ost, Fernwald, An 
der A5, Butzbach, Magnapark,) bereits im Vorfeld ausschieden. Die Ansiedelungsmöglich-
keiten an den drei verbliebenen Standorten -Hungen, Gießen, Wölfersheim- wurden parallel 
intensiv geprüft, wobei der Standort in Wölfersheim nach Absage der Stadt Gießen als ein-
ziger alle Anforderungen –Lage: zentral im Liefergebiet, Mitarbeiterbindung: Nähe zum 
Altstandort, Grundstücksgröße: > = 300.000 m², ebenerdig, Erschließung: BAB-Anschluss, 
Parkplätze: > 600 PKW- und > 200 LKW-Stellplätze- nahezu vollständig erfüllte. Detaillierte 
Ausführungen hierzu finden sich in Kapitel 1.6 Innenentwicklung (S. 12 + 13) der Begrün-
dung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
Ferner sei auf ein Abstimmungs- und Strategietreffen einer Gemeinschaftsinitiative der 
Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförderung Wetterau 
GmbH im Mai 2016 hingewiesen, bei dem sich unabhängig von REWE als Investor der hier  
zur Debatte stehende Standort als potentiell am besten für einen interkommunalen Gewer-
bepark im Nahbereich der A 45 geeignet herausstellte. 
 
Zu 41.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsverfahren wurden seitens der Gemeinde Echzell 
(16.01.2018), der Stadt Münzenberg (02.01.2018) sowie der Stadt Nidda (17.01.2018) An-
regungen vorgetragen, die sich entweder mit dem Themenbereich Verkehr (Echzell und 
Münzenberg) oder mit dem Themenbereich Heilquellenschutzgebiet (Stadt Nidda) befass-
ten. Beide Aspekte wurden in anderen Stellungnahmen u.a. der des BUND weit ausführli-
cher behandelt. Gegenstand der Offenlegung sind neben dem Planentwurf und dem Ent-
wurf der Begründung einschl. Umweltbericht die „nach Einschätzung der Gemeinde wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen“, die bei den frühzeitigen 
Beteiligungen abgegeben wurden, auch bereits eingeholte umweltbezogene Gutachten 
(Immissionsschutz, Natur und Landschaft, Bodengutachten etc.).  
Angemerkt sei, dass bei der Offenlage des Bebauungsplan-Entwurfs (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
nur noch von der Gemeinde Echzell eine Stellungnahme abgegeben wurde. 
[zu Ziffer 42. und 43. vgl. folgende Seite] 
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Zu 42.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Umweltbericht enthält eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung. Der naturschutzrechtli-
che Ausgleich wird rechtskonform durch Abbuchung von Ökopunkten aus dem kommunalen 
Ökokonto erbracht. Maßgeblich sind hier im Übrigen die Bestimmungen des BauGB, das 
den Ausgleich auch in anderer Form als durch Festsetzungen im Bebauungsplan ausdrück-
lich zulässt. 
 
Zu 43.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Auch im Falle von Starkregenereignissen werden nur 450 l/s Regenwasser in den Wasch-
bach abgeleitet. Die darüberhinausgehenden Wassermengen werden auf dem Rewe-
Gelände in einem Rückhaltebecken gepuffert.  
Ist dieses Becken überlastet erfolgt ein Einstau des Leitungsnetzes auf dem Grundstück 
bzw. ein Aufstau auf den Flächen des Logistikzentrums. 
Für die Entwässerungsplanung gilt, dass kein Niederschlagswasser vom Plangrundstück 
über den natürlichen Abfluss hinaus abgeleitet werden darf. Sämtliches anfallende Nieder-
schlagswasser darf nur in der Größenordnung des Niederschlagswasserabflusses erfolgen, 
der auch von der derzeit landwirtschaftlich genutzten Fläche in Richtung Waschbach ab-
fließt.  
Dies erfordert, dass sämtlicher darüberhinausgehender Niederschlagswasseranfall auf dem 
Grundstück zurückgehalten werden muss. Hierzu wird ein unterirdischer Rückhaltebehälter 
mit einem Fassungsvolumen von ca. 6.800 m³ erforderlich. Aus diesem Behälter erfolgt 
dann eine verminderte Abgabe in Höhe des natürlichen Abflusses, wodurch eine gleichmä-
ßigere Wasserführung im Waschbach erreicht wird. Sämtliches bei Starkregen anfallendes 
Niederschlagswasser wird also auf dem Gelände zurückgehalten und in einer umweltver-
träglichen Menge abgegeben. 
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44. 
 
 
 
45. 
 
 
 
 
 
46. 
 
 
 
 
 
 
47. 
 
 
 
 
48. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 44.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
vgl. Aussagen zu den Ziffern 19-21. 
 
Zu 45.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Planungen zum Schutz von Boden und Wasser sind getroffen worden. So werden Abschei-
der und Tauchbecken berücksichtigt, sowie auch ein Sedimentationsbecken geplant.  
Da auf sämtlichen Verkehrsflächen kein Niederschlagswasser versickert wird, ist auch kein 
Eintrag von schädlichen Flüssigkeiten zu erwarten. 
 
Zu 46. und 47.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es wird versichert, dass auch im weiteren Planungsprozess den Belangen der Landwirt-
schaft Rechnung getragen wird und die Situation durch geeignete Maßnahmen (Ersatz- und 
Tauschlandangebote, Entschädigungszahlungen u.a.) entschärft wird.  
Mögliche gutachterlich nachgewiesene Existenzgefährdungen werden durch Ersatz- und 
Tauschlandangebote abgewendet.  
Mit allen betroffenen Landwirten ist man in intensivem Kontakt. Die Ersatzflächenakquise 
der Gemeinde ist noch nicht abgeschlossen. Eine Abfrage bei den Bewirtschaftern hinsicht-
lich ihrer prozentualen Betroffenheit in Bezug auf Flächenverlust hat stattgefunden. 
Weitergehende Abstimmungen betreffen die Gemeinde Wölfersheim und die betroffenen 
Landwirte. Die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wird hiervon nicht berührt, die Er-
gebnisse der Gespräche werden insofern auch nicht in die Begründung zum Bebauungs-
plan aufgenommen. 
 
Zu 48.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Entgegen der Darstellung geht der Umweltbericht ausführlich auf die Auswirkungen des 
Vorhabens auf das Landschaftsbild ein und beschränkt sich nicht auf Aussagen zur Ein-
griffsminimierung. Dass das Vorhaben fernwirksam ist, wird nicht bestritten. Im Vergleich zu  
Windkraftanlagen ist der betroffene Raum aber erheblich kleiner. Zudem berührt das Vor-
haben einen vorbelasteten, für die Naherholung ungeeigneten Bereich und kann durch 
Farbgebung und Eingrünung in seiner Wirkung gemildert werden. 
Basierend auf der Planung REWE wurde eine Sichtbarkeitsstudie „REWE Zentralstandort 
Wölfersheim“ erarbeitet. Anhand dieser wird deutlich, dass das Gebäude zwar teilweise 
sichtbar, aber durch die Nutzung natürlicher Farbgebung für das Gebäude kein unmittelbar 
schädigender Einfluss auf das Landschaftsbild der Ortschaften zu erkennen ist. Zum Bei-
spiel aus Sicht von Berstadt ist anhand der Sichtbarkeitsstudie zu erkennen, dass vorder-
gründige Bebauung einen sehr viel größeren Einfluss auf das Landschaftsbild nimmt als der 
REWE Standort Wölfersheim. Blickrichtung 7 aus der Sichtbarkeitsstudie lässt die Bebau-
ung als natürlichen Teil der Gemeinde wirken.  
Blickrichtung 3 und 4 aus Echzell weisen aufgrund der vorgelagerten Straßenbegleitvegeta-
tion eine reduzierte Sichtbarkeit des Standortes auf.“ 
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49. 
 
 
 
 
 
 
50. 
 
 
 
 
 
 
51. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
52. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 49.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das vorliegende Verkehrsgutachten zur „Entwicklung eines Logistikstandortes an der K181 
bei Wölfersheim“, Stand November 2018, T+T Verkehrsmanagement Dreieich, wurde in 
enger Abstimmung mit dem Baulastträger der A45/B455, Hessen Mobil – Straßen- und 
Verkehrsmanagement sowie dem Wetteraukreis (K181) erstellt. Die erforderlichen Um- und 
Ausbaumaßnahmen im Straßennetz gewährleisten eine ausreichende Verkehrsqualität im 
Straßennetz. Seitens Hessen Mobil wurden zu dem Änderungsverfahren keine Hinweise 
gegeben, die der Planung entgegenstehen. Die Verkehrsbehörde macht jedoch deutlich, 
dass mit Inbetriebnahme der baulichen Anlagen alle erschließungsbedingten Aus-/ Um-
baumaßnahmen baulich umgesetzt und für den öffentlichen Verkehr freigegeben sein müs-
sen. Diese Auflagen sind bereits im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungs-
plan) dargelegt. 
 
Zu 50.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Stauereignisse oder Sperrungen im Zuge der A45 treten unerwartet durch unterschiedliche 
Einflüsse auf und sind nicht auszuschließen. Bei Eintritt solcher Fälle müssen die zuständi-
gen Behörden tätig werden und gezielte Maßnahmen vornehmen, um den weiteren Ver-
kehrsfluss zu ermöglichen (z.B. Umleitungen). 
 
Zu 51.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zunächst muss festgestellt werden, dass die eingeräumten Bedenken Bezug nehmen auf 
eine vorläufige Fassung der schalltechnischen Untersuchung vom August 2018 und nicht 
auf die Fassung vom November 2018 zur Offenlage. 
 
Die Berücksichtigung des Schallschutzes bei der städtebaulichen Planung erfolgt nach DIN 
18005, die das wichtigste Lärmtechnische Regelwerk für die Bauleitplanung darstellt. 
Die Beurteilungspegel der Geräusche verschiedener Arten von Schallquellen (Verkehr, 
Gewerbe, Freizeitlärm) sollen wegen der unterschiedlichen Einstellung der Betroffenen zu 
verschiedenen Arten von Geräuschquellen jeweils für sich allein mit den Orientierungswer-
ten verglichen und nicht addiert werden. 
 
Seite 31 der Schalltechnischen Untersuchung behandelt die Wirkung des „planbedingten 
Zusatzverkehrs“ durch die Einspeisung zusätzlichen Verkehrs in vorhandene Straßen bei 
der Ausweisung neuer Baugebiete, demnach den Verkehrslärm. 
 
Seite 36 gibt das Ergebnis zum Gewerbelärm des konkreten Einzelvorhabens wieder und 
steht damit nicht im Widerspruch zu den Aussagen hinsichtlich des Verkehrslärms. 
 
Karten und Tabellen der schalltechnischen Untersuchung sind grundsätzlich als Unterlagen 
Bestandteil der schalltechnischen Untersuchung. Der im Textteil zu findende Begriff „Anla-
ge“ ist die Begriffsbestimmung des konkreten Einzelvorhabens gemäß der TA Lärm. 
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Die Darstellung der Lärmkarte nur für den Tag ist der Art der baulichen Nutzung (Gebiets-
ausweisung) als GE (Gewerbegebiet) und dem Ausschluss des betriebszugehörigen Woh-
nens geschuldet. Damit ist die Lärmbelastung Tag die maßgebliche Lärmbelastung, da 
sowohl im Beurteilungszeitraum Tag und Nacht nur der Orientierungswert für den Tag mit 
65 dB(A) zu berücksichtigen ist. 
 
Alle weiteren Hinweise beziehen sich auf die vorläufige Fassung vom August 2018, die in 
der Fassung zur Offenlage vom November 2018 als Widerspruch oder fehlendes Dokument 
nicht auffindbar sind. 
 
 
Zu 52.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
[vgl. Ausführungen zu Ziffer 51] 
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54. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
55. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
56. 
 
 
 
 
 

Zu 53.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bau eines Kreisels ist weder geplant noch soll er umgesetzt werden. Auszug aus der 
Begründung Ziffer 4.3 Äußere Erschließung (S. 22):  
„Ein möglicher Kreisverkehrsplatz an der Einmündung B 455 / K 181 würde das Einver-
ständnis des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung erfordern und eine 
Koordination des Streckenzuges B 455 erschweren. Weitere Schwierigkeiten liegen in der 
baulichen Umsetzung bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der bestehenden Verkehrsfüh-
rung. In die weitere Planung wurde daher der Umbau des bestehenden Knotens mit Licht-
signalanlage berücksichtigt.“ 
 
Zu 54.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Angaben sind nicht korrekt, da bei der Bewertung des Einflusses von Lichtquellen auf 
Nachtfalter nicht nur die Lichtfarbe, sondern vor allem der UV-Anteil maßgeblich ist. Beim 
Einsatz von LED-Leuchtmitteln sind auch bei 4000 K deutlich geringere Anlockwirkungen 
gegeben als bei Na-Hochdrucklampen. Mit dem Ziel einer weitgehenden Vermeidung der 
„Lichtverschmutzung“ ist im Übrigen ein Gutachten in Bearbeitung, das die Auswirkungen 
des Vorhabens auf Mensch und Tier einordnen und optimieren soll. 
 
 
 
 
 
 
Zu 55.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Um Ressourcen zu schonen und den Verkehr Richtung Wölfersheim und Berstadt zu mini-
mieren wird eine Betriebstankstelle direkt auf dem Grundstück geplant. Eine Nutzung der 
Tankstellen in Wölfersheim und Berstadt würde zu Mehrfahrten des Lastverkehres inklusive 
einer weiteren Nutzung der Straßen mit einhergehenden Schadstoffausstoß führen. Um den 
Verkehr zu reduzieren, und damit verbunden auch den Schadstoffausstoß, ist die Errichtung 
der Betriebstankstelle auf dem REWE Grundstück vonnöten. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 56.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht geteilt. 
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57. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 57.: Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans „Logistikpark Wölfersheim A 45“ entsprechen den 
Ergebnissen des Zielabweichungsverfahrens. Das Ergebnis des Zielabweichungsverfahrens 
bildet die Grundlage für die Bauleitplanung der Gemeinde Wölfersheim. Damit wird der 
Vorgabe des § 1 Abs.4 BauGB Rechnung getragen. 
 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung mit den im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Naturschutzverbände befasst. Die Gemein-
de Wölfersheim schließt sich im Rahmen ihrer eigenen Abwägung den in der Zielabwei-
chung dargelegten Erwägungen an. 
 
Sie sieht die mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbesondere aus den 
eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben. Gleichwohl ist sie der Auffassung, 
dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde Wölfers-
heim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Auswirkungen überwiegen. 
 
Darüber hinaus ist die Gemeinde Wölfersheim als Trägerin der Planungshoheit bemüht, mit 
entsprechenden städtebaulichen oder anderen Maßnahmen gegebenenfalls verbleibende 
nachteilige Effekte auszugleichen bzw. diesen entgegenzusteuern.  
 
Die Auswirkungen des Vorhabens werden sowohl im Rahmen des Änderungsverfahrens 
des Regionalen Flächennutzungsplans als auch im Bebauungsplanverfahren beleuchtet, 
und waren ebenfalls Gegenstand der im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens erfolgten 
Abwägung. Darüber hinaus werden sie von der Gemeinde Wölfersheim bei ihrer Planungs-
entscheidung mit dem ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigt. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht, um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
 
Mängel in der Verkehrsplanung liegen entgegen der vorgebrachten Bedenken nicht vor. Die 
weiter angesprochenen Belange des Bodenschutzes, Gewässerschutzes, Immissionsschut-
zes, Naturschutzes und Heilquellenschutzes wurden untersucht und die für die Bauleitpla-
nung notwendigen Schlüsse aus den Untersuchungsergebnissen gezogen. 
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a. 
 
 
 
 
 
 
1. 
 
 
 
 

Bündnis 90 Die Grünen, Fraktion in der Gemeindevertretung Wölfersheim, Dr. Franz Grolig, 
Michael Rückl (29.01.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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2.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2 
 
 
 
 
 
 
 
2.3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.1: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in 
der fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz 
wertvollen Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebau-
ung freihalten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche 
Großvorhaben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber 
nachhaltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
Betont sei, dass erhebliche Teile des Plangebiets Verfüllungen des früheren Braunkohleab-
baus betreffen, die pedologisch eindeutig geringwertiger sind als rezente Parabraunerden 
oder Tschernoseme, weshalb eine für die Wetterau letztlich durchschnittliche spezifische 
Eingriffserheblichkeit gegeben ist. 
Der Umweltbericht setzt sich ausführlich und gemäß den Vorschriften des BauGB mit den 
Folgen des Eingriffs auseinander. Das Bodenschutzgesetz formuliert Ziele und Vorkehrun-
gen für einen schonenden Umgang mit Grund und Boden, steht dem Vorhaben aber nicht 
entgegen. 

 
Zu 2.2: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist richtig, dass die Niederschlagsversickerung und Grundwasserneubildung im Bereich 
der Überbauung künftig nicht mehr möglich sein werden. Das anfallende Regenwasser wird 
aber zwischengespeichert und mit gedrosseltem Abfluss über ein mehrere Hundert Meter 
langes Grabensystem und eine zusätzlichen Rückhaltemulde dem Einzugsgebiet wieder 
zugeleitet. Hierbei ist auch von einer zumindest teilweisen Versickerung auszugehen, so-
dass der Gebietswasserhaushalt nicht nachhaltig verändert wird. Das Abpumpen von 
Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für den Havariefall werden Tankstellen regelmäßig mit 
Rückhaltewannen ausgestattet. Der Untergrund ist wegen des Lösslehms im Übrigen nur 
schlecht durchsickerbar und so tiefgründig, dass eine Gefährdung des Grundwassers aus-
zuschließen ist. 
 
Zu 2.3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das erforderliche Rückhaltevolumen wird regelkonform ermittelt und der zulässige Drossel-
abfluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässersystem zu erwarten sind. Die 
Annahme einer zu geringen Dimensionierung wird von der Stellungnahme im Übrigen nicht 
begründet. 
Hinsichtlich der geplanten Ableitung des Niederschlagswassers in den Waschbach ist nicht 
von Verstößen gegen das Wasserhaushaltsgesetz, die Wasserrahmenrichtlinie oder den 
Hochwasserschutz auszugehen, da die festgesetzten Maßnahmen mit der zuständigen 
Wasserbehörde abgestimmt und von dieser genehmigt werden. 
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2.4. 
 
 
2.5. 
 
 
 
 
 
2.6. 
 
 
 
 
 
2.7. 
 
 
 
 
 
2.8. 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 2.4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Logistikzentrums inmitten der Ackerflur weitab der Ortslagen lässt eine Ver-
änderung der kleinklimatischen Bedingungen für die Anwohner insbesondere auch der 
Ortslage von Echzell nicht erwarten. Die Verdunstung des Niederschlagswassers wird über 
die Dachflächen bei der Mehrzahl der Regenereignisse auch künftig möglich sein. Eine 
Beschleunigung des Abflusses aus dem Gebiet ist allein nach stärkeren Regenereignissen 
zu erwarten. Bei diesen bedarf es aber keiner Erhöhung der Luftfeuchtigkeit. 
 
Zu 2.5.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Die 
im Gebiet selbst betroffenen Arten wurden in zwei Vegetationsperioden ermittelt; für sie 
werden geeignete Kompensationsmaßnahmen geplant und umgesetzt, die im Umweltbe-
richt und im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ausführlich hergeleitet und erläutert werden. 
Die Bestimmungen des BNatSchG oder der FFH-Richtlinie werden nicht verletzt. 
 
Zu 2.6.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Gebiets ergibt sich aus den besonderen Anforderungen an einen großflächi-
gen Logistikbetrieb vor allem hinsichtlich Topographie, Flächenbedarf, Immissionsschutz 
und Verkehrsanbindung. Der Umweltbericht setzt sich ausführlich mit den Eingriffswirkun-
gen auf das Landschaftsbild auseinander und kommt zu schlüssigen Aussagen, die das 
Vorhaben sehr wohl als erheblichen Eingriff klassifizieren. Die Annahme der Verträglichkeit 
gründet vor allem auf der geringen Sensibilität im Nahbereich des Plangebiets. Gerade die 
Zunahme an Störungen im Offenland bei Wölfersheim hat bereits dazu geführt, dass die 
Landschaft im Umfeld der A 45 erheblich an Reiz und Erholungseignung verloren hat. Dies 
ist insbesondere auch im Hinblick auf die „Lichtverschmutzung“ zu beachten, so wird der 
Offenlandbereich zwischen Wölfersheim und Echzell schon heute durch den Straßenver-
kehr erheblich mit nächtlicher Beleuchtung belastet. Gleichzeitig ist die Sensibilität einer 
intensiv genutzten Agrarlandschaft dieser Eingriffswirkung gegenüber deutlich geringer als 
dies beispielsweise in einer naturnahen Flussaue oder in Waldnähe wäre. Die geplanten 
Eingriffe sind deshalb verträglich. 
 
 
 
 
 
 
[Zu Ziffer 2.7. und 2.8. vgl. folgende Seite] 
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Zu 2.7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im öffentlichen Straßennetz eine ausrei-
chende Leistungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleit-
planverfahren laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme 
sowie eine 24-h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützt. 
 
Zusätzlicher Verkehr entsteht ausschließlich durch die Beschäftigten (PKW-Fahrten) sowie 
durch den Lieferverkehr (LKW-Fahrten). Einerseits kommt es durch den neuen Lo-
gistikstandort zu einem höheren Verkehrsaufkommen, andererseits wirkt der Wegfall des 
REWE-Verkehrs zwischen Rosbach und Hungen der Erhöhung entgegen. Die durch den 
Logistikstandort zusätzlich entstehende Verkehrsbelastung wurde anhand konkreter Infor-
mationen zu Mitarbeitern und Lieferverkehr sowohl des geplanten, als auch der beiden 
bestehenden Standorte in Rosbach und Hungen prognostiziert. Eine weitere Entwicklung 
des neuen Standortes wurde mit einem Aufschlag auf die aktuellen Ansätze ebenfalls be-
rücksichtigt. 
 
Aus der Schalltechnischen Untersuchung (Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge) zum 
Bauleitplanverfahren geht hervor, dass durch den planbedingten Zusatzverkehr keine zu-
sätzlichen Lärmbelastungen für umliegende Schutzbereiche hervorgehen. Eine spürbare 
Erhöhung der aktuellen Lärmsituation liegt erst ab einer Erhöhung von mindestens 3 dB (A) 
vor. Die Überprüfung der zu erwartenden Lärmbelastungen, auch für den Einwirkungsbe-
reich des öffentlichen Verkehrsnetzes hinsichtlich der Wirkung des planbedingten Neuver-
kehrs, liefert keine spürbare Erhöhung der Lärmbelastungen. Dies gilt sowohl für den direkt 
an der K181 angrenzenden Römerhof, als auch für den Ortsteil Geisenheim. 
 
Um die Höhe der zusätzlichen Schadstoffbelastungen durch das neue Logistikzentrum zu 
ermitteln wurde ein Luftschadstoffgutachten erstellt (Ingenieurbüro Lohmeyer). Dieses Gut-
achten legt ausführlich dar, dass aus den berechneten verkehrsbedingten Luftschadstoff-
konzentrationen für den Planfall eines entwickelten Logistikzentrums mit entsprechendem 
Kfz-Verkehr im Bebauungsplangebiet „Logistikpark Wölfersheim A 45“ und auf den zufüh-
renden Straßen zwar Zunahmen der Luftschadstoffkonzentrationen zu erwarten sind, je-
doch führen diese zu keinen wesentlichen Konflikten mit den Grenzwerten der 39. BImSchV 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit. 
 
Zu 2.8.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt. 
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2.9 
 
 
 
 
 
2.10 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bereits Anfang 2016 begann die REWE Group mit der Suche nach potentiellen Gewerbeflä-
chen mit einer Größe von mehr als 15 ha in einem Umkreis von ca. 50 bis 60 km rund um 
Frankfurt. Im Kontext der geplanten Verlagerung des Fleischwerks Brandenburg wurde die 
externe Firma Imtargis mit der Identifizierung geeigneter Grundstücke beauftragt. Da sich 
die Standortanforderungen des neuen Logistikzentrums und des Fleischwerks grundsätzlich 
ähneln, wurde auch bei der Flächensuche für das Logistikzentrum auf die vorliegende Stu-
die der Firma Imtargis zurückgegriffen. Allerdings übersteigt die für das Logistikzentrum 
benötigte Fläche (ca. 30 ha) die des Fleischwerks (ca. 15 – 20 ha), weshalb mehrere der 
neun individuell geprüften Flächen (z. B. Großen Buseck, Gewerbegebiet Ost, Fernwald, An 
der A5, Butzbach, Magnapark,) bereits im Vorfeld ausschieden. Die Ansiedelungsmöglich-
keiten an den drei verbliebenen Standorten -Hungen, Gießen, Wölfersheim- wurden parallel 
intensiv geprüft, wobei der Standort in Wölfersheim nach Absage der Stadt Gießen als ein-
ziger alle Anforderungen –Lage: zentral im Liefergebiet, Mitarbeiterbindung: Nähe zum 
Altstandort, Grundstücksgröße: > = 300.000 m², ebenerdig, Erschließung: BAB-Anschluss, 
Parkplätze: > 600 PKW- und > 200 LKW-Stellplätze- nahezu vollständig erfüllte. Detaillierte 
Ausführungen hierzu finden sich in Kapitel 1.6 Innenentwicklung (S. 12 + 13) der Begrün-
dung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
Ferner sei auf ein Abstimmungs- und Strategietreffen einer Gemeinschaftsinitiative der 
Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförderung Wetterau 
GmbH im Mai 2016 hingewiesen, bei dem sich unabhängig von REWE als Investor der hier  
zur Debatte stehende Standort als potentiell am besten für einen interkommunalen Gewer-
bepark im Nahbereich der A 45 geeignet herausstellte. 
 
Zu 2.9.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Ressourcenverbrauch und dessen Konsequenzen sind auf Bundesebene zu behan-
deln. Es sei aber darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den RE-
WE-Lagern in Hungen und Rosbach entfällt. Auch der Wasserverbrauch (neues Logistik-
zentrum) wird im Vergleich mit dem Verbrauch an den beiden bestehenden Standorten 
geringer ausfallen. Vor allem die geplante Nutzung von Regenwasser als Brauchwasser 
reduziert den Wasserverbrauch erheblich. Zur Ausleuchtung des Betriebsgeländes sind 
energiesparende Systeme festgesetzt. Auf nächtliche Anstrahlungen des Gebäudes soll 
verzichtet werden, ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen.  
Durch die Verringerung des LKW-Verkehrs durch den Entfall der Lager in Rosbach und 
Hungen sowie dem verbesserten Versorgungskonzept des neuen Lagers in Wölfersheim 
wird die Belastung der Umwelt durch Schadstoffe, verursacht durch den Schwerlastverkehr, 
reduziert. 
 
Zu 2.10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1-9 ist festzustellen, dass die gesetzlichen Anforde-
rungen eingehalten werden. Das Vorhaben ist zulässig. Es ist falsch und wird nicht begrün-
det, dass seitens des RP Darmstadt Planungsmängel geltend gemacht oder dies durch 
Gutachten postuliert würden.  
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß Baugesetzbuch (BauGB) wurde durchgeführt, 
zusätzlich wurde im Dezember 2018 eine Bürgerinformationsveranstaltung abgehalten. 
Sämtliche im Rahmen des Bauleitplanverfahrens relevanten Unterlagen wurden offengelegt. 
 
Zu 3.1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) dient einer frühen Information 
über die „allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung“, über sich wesentlich unterscheiden-
de Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht kom-
men. Als Vorstufe zur Offenlegung eines konkreten Planentwurfs geht es um die Unterrich-
tung über das generelle Plankonzept, damit die Gemeinde schon in einem frühen Pla-
nungsstadium (auch) auf private Betroffenheiten aufmerksam gemacht werden kann, die 
Einfluss auf weitere Ausarbeitungen des Entwurfs haben können. Darüber hinaus ist der 
Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. In welcher Form die 
Gemeinde die Öffentlichkeit unterrichtet ist ihr freigestellt, solange die interessierten Perso-
nen Aufschluss über die Planungsziele erhalten und sich substanziell dazu äußern können. 
So hat die Gemeinde Wölfersheim sich für eine Bürgerinformationsveranstaltung i.S. eines 
„Marktplatzkonzepts“ entschieden, im Verlauf dessen an einzelnen Themenwänden im 
Dialog mit der Bürgerschaft gesprochen wurde. Im Anschluss erfolgte die formale Öffent-
lichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Ab. 2 BauGB.  
Die wesentlichen Planbestandteile sind kongruent. Einzig hat REWE noch einige Informati-
onen – wie z.B. die Visualisierung des geplanten Gebäudes - dargeboten, die zwar interes-
sant jedoch nicht Gegenstand des formalen Bauleitplanverfahrens sind.  
Der hier angesprochene geplante Ausbau der Bundesstraße ist jedoch bereits Bestandteil 
des eigentlichen Bebauungsplan-Entwurfs sowie der Begründung. Im Bebauungsplan wer-
den entsprechend den Vorgaben der Planzeichenverordnung ausschließlich Verkehrsflä-
chen – gelb – dargestellt. Die Festsetzung im Bebauungsplan umfasst die vorgesehene 
Rechtsabbiegespur bereits. In der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird unter 
Ziffer 4.3 Äußere Erschließung (S 22) ausgeführt:  
 
Im Rahmen der äußeren Erschließung sind auf Basis der Ergebnisse der Verkehrsuntersu-
chung und den Abstimmungen mit Hessen Mobil folgende Maßnahmen vorgesehen […] 
 Freie Führung des Rechtseinbiegers aus der K 181 in die B 455 mit Beschleunigungs-

streifen bis zur bestehenden Rechtsabbiegespur (Rampe zur A 45 in Richtung Hanau) 
zur Reduzierung der Verflechtungsvorgänge. […] 

Auf Seite 15 ebd. wird dieser Rechtseinbieger in Abb. 3: Lageplan REWE Logistikzentrum 
dargestellt.  
 
Die angesprochenen Unterlagen sind insofern kongruent. 
 
 
[Zu Ziffer 3.2 vgl. folgende Seite] 
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3.2 
 
 
 
 
 
 
 
3.3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht ge-
teilt. 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Er betrifft jedoch nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung, sondern die parallel zum 
Bauleitplanverfahren durchgeführte Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans. 
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3.4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 3.4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt.  
Die Festsetzungen des Bebauungsplans „Logistikpark Wölfersheim A 45“ entsprechen den 
Ergebnissen des Zielabweichungsverfahrens. Das Ergebnis des Zielabweichungsverfahrens 
bildet die Grundlage für die Bauleitplanung der Gemeinde Wölfersheim. Damit wird der 
Vorgabe des § 1 Abs.4 BauGB Rechnung getragen. 
 
Zu 3.5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bereits 2016 wurde im Zuge der Abstimmungs- und Strategietreffen (19.05.2016) zur Pro-
jektentwicklung „Interkommunaler Gewerbepark im Nahbereich der A 45“ (eine Gemein-
schaftsinitiative der Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförde-
rung Wetterau GmbH) eine Projektfläche von ca. 109 ha im Bereich der A 45/B 455/K 181 
mit den Kommunalvertretern erörtert. Damals hat sich der Planungswunsch entwickelt, die 
Verkehre direkt über die B 455 abzuwickeln. Allen Beteiligten war aber bewusst, dass eine 
Zu- und Ausfahrt an die K 181 kommen wird. Die Rahmenbedingungen von Hessen Mobil 
waren zum damaligen Zeitpunkt noch nicht bekannt.  
 
Das geplante Gewerbegebietsgrundstück grenzt an die B 455 und an die K 181 an. Die 
Bundesstraße B 455 ist in diesem Bereich durch drei relativ eng aufeinanderfolgende Ver-
kehrsknotenpunkte (Kreuzung B 455 und K 181 und zwei AB-Auf-/Abfahrten A45) charakte-
risiert. In mehreren Besprechungen mit dem Vertreter des Baulastträgers der B 455, Hes-
sen Mobil, wurde versucht, eine Zu- bzw. Abfahrtsmöglichkeit von dem Gewerbegrundstück 
direkt auf die B 455 zu erreichen. In einem im Rahmen der Bauleitplanung letztem Abstim-
mungsgespräch hat Hessen Mobil abschließend einer direkten Zufahrtsmöglichkeit auf die 
B 455 kategorisch abgelehnt. In dem Protokoll zu dem Termin vom 5.11.2018 heißt es: „Aus 
Sicht von Hessen Mobil wird auch im Hinblick auf die Vielzahl der Verflechtungsvorgänge 
eine direkte Grundstücksausfahrt auf die Bundesstraße abgelehnt.“ 
Eine Zufahrt wurde von Beginn an aus besagten Gründen ebenfalls kategorisch abgelehnt. 
Wie von Hessen Mobil bestätigt werden kann, wurden hier die von Echzell im Rahmen der 
Bauleitplanung vorgetragenen Belange durch Wölfersheim entsprechend vorgetragen. 
Planunterlagen, die bis kurz vor der B-Planoffenlage die Auffahrt vorgesehen haben, bele-
gen dies. 
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3.6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 3.6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Gesetzgeber hat mit dem im Baugesetzbuch § 45 ff. geregelten Umlegungsverfahren 
die Grundlage geschaffen, damit eine Gemeinde (Umlegungsstelle) die Ziele und die Ver-
wirklichung eines Bebauungsplanes umsetzen kann und hat klar geregelt, wie mit den Be-
langen von Eigentümern/Beteiligten bei Bodenordnungsverfahren umzugehen ist. Hierbei 
sieht das Umlegungsverfahren verschiedene Verfahrensschritte vor, bei denen die betroffe-
nen Eigentümer und anderen Beteiligte durch die Umlegungsstelle angehört werden. Die 
Eigentümer können sich entsprechend ihrer Interessen äußern und ihre Vorstellungen zu 
Protokoll geben. Dieses Verfahren befindet sich noch in der Umsetzung.“ 
 
Zu 3.7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt. 
Bereits Anfang 2016 begann die REWE Group mit der Suche nach potentiellen Gewerbeflä-
chen mit einer Größe von mehr als 15 ha in einem Umkreis von ca. 50 bis 60 km rund um 
Frankfurt. Im Kontext der geplanten Verlagerung des Fleischwerks Brandenburg wurde die 
externe Firma Imtargis mit der Identifizierung geeigneter Grundstücke beauftragt. Da sich 
die Standortanforderungen des neuen Logistikzentrums und des Fleischwerks grundsätzlich 
ähneln, wurde auch bei der Flächensuche für das Logistikzentrum auf die vorliegende Stu-
die der Firma Imtargis zurückgegriffen. Allerdings übersteigt die für das Logistikzentrum 
benötigte Fläche (ca. 30 ha) die des Fleischwerks (ca. 15 – 20 ha), weshalb mehrere der 
neun individuell geprüften Flächen (z. B. Großen Buseck, Gewerbegebiet Ost, Fernwald, An 
der A5, Butzbach, Magnapark,) bereits im Vorfeld ausschieden. Die Ansiedelungsmöglich-
keiten an den drei verbliebenen Standorten -Hungen, Gießen, Wölfersheim- wurden parallel 
intensiv geprüft, wobei der Standort in Wölfersheim nach Absage der Stadt Gießen als ein-
ziger alle Anforderungen –Lage: zentral im Liefergebiet, Mitarbeiterbindung: Nähe zum 
Altstandort, Grundstücksgröße: > = 300.000 m², ebenerdig, Erschließung: BAB-Anschluss, 
Parkplätze: > 600 PKW- und > 200 LKW-Stellplätze- nahezu vollständig erfüllte. Detaillierte 
Ausführungen hierzu finden sich in Kapitel 1.6 Innenentwicklung (S. 12 + 13) der Begrün-
dung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
Ferner sei auf ein Abstimmungs- und Strategietreffen einer Gemeinschaftsinitiative der 
Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförderung Wetterau 
GmbH im Mai 2016 hingewiesen, bei dem sich unabhängig von REWE als Investor der hier  
zur Debatte stehende Standort als potentiell am besten für einen interkommunalen Gewer-
bepark im Nahbereich der A 45 geeignet herausstellte. 
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3.8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ziele des Bodenschutzes und der Ernährungssicherheit sind als öffentliche Belange bei 
der Beurteilung des Vorhabens einzustellen, sind aber gegenüber den privaten nicht vor-
rangig. Das BauGB schreibt eine gerechte Abwägung aller maßgeblichen öffentlichen und 
privaten Belange vor. Im Übrigen sind Arbeitsplätze und kommunale Steuereinnahmen 
öffentliche Belange von hohem Rang. 
Es sei zudem darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den REWE-
Lagern in Hungen und Rosbach entfällt. Auch der Wasserverbrauch (neues Logistikzent-
rum) wird im Vergleich mit dem Verbrauch an den beiden bestehenden Standorten geringer 
ausfallen. Ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in 
der fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz 
wertvollen Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebau-
ung freihalten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche 
Großvorhaben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber 
nachhaltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
 
Aus den weggeworfenen Lebensmitteln bundesweit auf eine Überversorgung in Südhessen 
zu schließen ist nicht nachzuvollziehen. Der Standort Wölfersheim ist notwendig um auch 
weiterhin die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung nach § 1, Abs. 6 Nr. 8a zu 
gewährleisten, da die Standorte Rosbach und Hungen an ihre Kapazitätsgrenzen stoßen 
und eine zukünftige Versorgung gefährdet wäre.  
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3.9. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.10. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Laut REWE gehen durch die vorgesehene Automatisierung keinesfalls Arbeitsplätze verlo-
ren. Vielmehr führt sie dazu, dass die Mitarbeiter ihre Tätigkeiten leichter und ergonomi-
scher verrichten können. Dem Betriebsrat wurde zudem die Zusage erteilt, dass alle Logis-
tik-Mitarbeiter aus Rosbach und Hungen übernommen werden. Unabhängig davon wird im 
vorliegenden Aufstellungsverfahren von dem Versuch, eine Planung mit dem Argument 
Arbeitsplätze „politisch gleitfähig“ zu machen, abgesehen. Zwar handelt es sich hierbei 
zweifelsohne um ein gewichtiges Argument, aber keineswegs um das einzige, das für diese 
Planung an dem vorgesehenen Standort spricht. 
 
 
Zu 3.10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Weder die Größe des Baukörpers noch die des Vogelschutzgebiets lassen eine Aussage 
darüber zu, ob und in welchem Ausmaß Störungen durch den Betrieb auf das Schutzgebiet 
zu erwarten sind, wohl aber die in der Natura 2000-Studie dargelegten Meidedistanzen der 
relevanten Vögel. Die Studie legt schlüssig und fachlich fundiert dar, dass eine Gefährdung 
des Gebiets ausgeschlossen werden kann. 
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3.11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.12. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
vgl. Ausführungen zu 3.7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.12.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
vgl. folgende Seite 
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3.13. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Angemerkt sei, dass im Bebauungsplan-Vorentwurf keine Festsetzung zur Dachbegrünung 
enthalten war. Die Frage nach Umsetzung von extensiven Gründächern und Photovoltaik 
auf Teilen der Dachflächen wird im Umweltbeirat gegenwärtig noch beraten. 
 
Unter Ziffer 2 (S. 16) der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird ausgeführt: […] Die 
Gestaltung der Außenanlage soll in Zusammenarbeit mit Naturschutzverbänden entwickelt 
und entsprechend umweltfreundlich/umweltfördernd ausgeführt werden. […] 
 
Dass der NABU sich einer konstruktiven Zusammenarbeit an dieser Stelle verschließt, wird 
mit Bedauern zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 3.13.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung nicht 
geteilt. 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung mit den im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Naturschutzverbände befasst.  
Sie sieht die mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbesondere aus den 
eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben. Gleichwohl ist sie der Auffassung, 
dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde Wölfers-
heim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Auswirkungen überwiegen. 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens werden sowohl im Rahmen des Änderungsverfahres des 
Regionalen Flächennutzungsplans als auch im Bebauungsplanverfahren beleuchtet, und 
waren ebenfalls Gegenstand der im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens erfolgten 
Abwägung. Darüber hinaus werden sie von der Gemeinde Wölfersheim bei ihrer Planungs-
entscheidung mit dem ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigt. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht, um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
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3.14. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.14. und 3.15.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im öffentlichen Straßennetz eine ausrei-
chende Leistungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleit-
planverfahren laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme 
sowie eine 24-h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützt. 
 
Zusätzlicher Verkehr entsteht ausschließlich durch die Beschäftigten (PKW-Fahrten) sowie 
durch den Lieferverkehr (LKW-Fahrten). Einerseits kommt es durch den neuen Lo-
gistikstandort zu einem höheren Verkehrsaufkommen, andererseits wirkt der Wegfall des 
REWE-Verkehrs zwischen Rosbach und Hungen der Erhöhung entgegen. Die durch den 
Logistikstandort zusätzlich entstehende Verkehrsbelastung wurde anhand konkreter Infor-
mationen zu Mitarbeitern und Lieferverkehr sowohl des geplanten, als auch der beiden 
bestehenden Standorte in Rosbach und Hungen prognostiziert. Eine weitere Entwicklung 
des neuen Standortes wurde mit einem Aufschlag auf die aktuellen Ansätze ebenfalls be-
rücksichtigt.   
 
Aus der Schalltechnischen Untersuchung (Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge) zum 
Bauleitplanverfahren geht hervor, dass durch den planbedingten Zusatzverkehr keine zu-
sätzlichen Lärmbelastungen für umliegende Schutzbereiche hervorgehen. Eine spürbare 
Erhöhung der aktuellen Lärmsituation liegt erst ab einer Erhöhung von mindestens 3 dB (A) 
vor. Die Überprüfung der zu erwartenden Lärmbelastungen, auch für den Einwirkungsbe-
reich des öffentlichen Verkehrsnetzes hinsichtlich der Wirkung des planbedingten Neuver-
kehrs, liefert keine spürbare Erhöhung der Lärmbelastungen. Dies gilt sowohl für den direkt 
an der K181 angrenzenden Römerhof, als auch für den Ortsteil Geisenheim. 
 
Um die Höhe der zusätzlichen Schadstoffbelastungen durch das neue Logistikzentrum zu 
ermitteln wurde ein Luftschadstoffgutachten erstellt (Ingenieurbüro Lohmeyer). Dieses Gut-
achten legt ausführlich dar, dass aus den berechneten verkehrsbedingten Luftschadstoff-
konzentrationen für den Planfall eines entwickelten Logistikzentrums mit entsprechendem 
Kfz-Verkehr im Bebauungsplangebiet „Logistikpark Wölfersheim A 45“ und auf den zufüh-
renden Straßen zwar Zunahmen der Luftschadstoffkonzentrationen zu erwarten sind, je-
doch führen diese zu keinen wesentlichen Konflikten mit den Grenzwerten der 39. BImSchV 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit. 
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3.15. 
 
 
 
 
 
3.16. 
 
 
 
 
 
 
 
3.17. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 3.16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die REWE Group plant nach wie vor, das Gebäude analog zu dem bereits in Neu-Isenburg 
umgesetzten Standort zertifizieren zu lassen und strebt die Zertifizierung „Gold“ nach DGNB 
an. Das System bewertet keine Einzelmaßnahmen, sondern die Gesamtperformance eines 
Gebäudes und berücksichtigt die Aspekte Ökologie, Ökonomie, soziokulturelle, funktionale 
und technische Qualität sowie Prozess- und Standortqualität. Ferner spielen Gesichtspunk-
te wie Ökobilanz, Barrierefreiheit, Schall- und Immissionsschutz, Biodiversität, Aufenthalts-
qualität und Verkehrsanbindung eine Rolle. Die Bewertungsgrundlage basiert dementspre-
chend auf einer ganzheitlichen Betrachtung des gesamten Gebäudes. Vorteile sind insbe-
sondere mehr Lebensqualität, weniger Nebenkosten, sichere Werte, Risikominimierung, 
höhere Planungseffizienz, weniger Aufwand, Relevanz von Bauprodukten und eine klare 
Orientierung. 
 
Angemerkt sei, dass im Bebauungsplan-Vorentwurf keine Festsetzung zur Dachbegrünung 
enthalten war. Die Frage nach Umsetzung von extensiven Gründächern und Photovoltaik 
wird gegenwärtig im Umweltbeirat beraten. Im 2. Entwurf wurde zudem eine Festsetzung 
aufgenommen, die einen erhöhten Anreiz zur Dachbegrünung enthält. (TF Nr. A7) 
 
Zu 3.17.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Bezogen auf den Verkehrslärm werden laut schalltechnischer Untersuchung des Planungs-
büros für Lärmschutz Altenberge die Orientierungswerte für Gewerbegebiete (65 dB tags 
bzw. 55 dB nachts) innerhalb des Baufensters nicht überschritten. Hinsichtlich der Belas-
tungen im öffentlichen Verkehrsnetz kann festgestellt werden, dass die im Kontext des Bau-
vorhabens erzeugten Verkehrsmengen (Neuverkehr) den Emissionspegel tagsüber um 0,2 
dB bis 4,9 dB erhöhen. Zusätzlich erhöht sich der Emissionspegel in Richtung BAB 45 
nachts um 8,1 dB. Im Verlauf der K 181 ergeben sich zwischen den neuen Zufahrten zum 
Plangebiet und dem Kreuzungsbereich mit der B 455 am Tag um 4,9 dB erhöhte Emissions-
pegel, in der Nacht beträgt die Erhöhung 11,2 dB. 
Für den Römerhof ist keine Erhöhung der Lärmbelastung zu erwarten. Für den Ortsteil Gei-
senheim sind Erhöhungen von weniger als 3 dB(A) zu erwarten, d. h. 1,1 dB(A) tags und 2,7 
dB(A) nachts. Da die maßgeblichen Schwellenwerte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts 
für Wohngebiete nicht überschritten werden, ist diese Erhöhung der Lärmbelastung insge-
samt hinnehmbar. 
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3.18. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.19. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 3.18.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Für die geplanten Maßnahmen ist unabhängig vom Bauleitplanververfahren ein wasser-
rechtliches Genehmigungsverfahren erforderlich. Der Antragsgegenstand wurde bereits mit 
der zuständigen Behörde abgestimmt. Erhebliche Auswirkungen auf den Grundwasser-
haushalt in der Wetterau sind auszuschließen. 
 
In Detail: Durch den Deutschen Wetterdienst werden für Wölfersheim nachstehende Daten 
vorgegeben: mittlere jährliche Niederschlagshöhe 600 bis 800 mm. Die potenzielle Verduns-
tung von landwirtschaftlich genutzten Flächen 550 bis 600 mm per anno.  
Nur die Differenz aus beiden Werten steht bei einer Versiegelung der Oberfläche der Versi-
ckerung nicht mehr zur Verfügung.  
Darüber hinaus muss auch die Speicherfähigkeit des Lössbodens relativiert werden. Es ist 
richtig, dass ein vollkommen trockner Lössboden in der Lage ist 300 l Wasser je m³ Boden 
zu speichern.  
Der Lössboden gibt aber im Porenraum vorhandenes Wasser nicht bzw. nur stark verzögert 
ab. Die Bodenuntersuchungen haben gezeigt, dass der natürliche Wassergehalt des Löss-
bodens bei 20 – 23% liegt. D. h. 200 – 230 l Wasser der möglichen 300 l sind bereits im 
Porenraum vorhanden und dieser Wassergehalt wird sich auch bei der Versiegelung nicht 
merklich verändern. 
 
Zu 3.19.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Grundwasserneubildung im Plangebiet wird durch die Bebauung zwar weitgehend un-
terbunden, hat allein schon aufgrund der Größenverhältnisse aber keine regionalen, son-
dern allenfalls lokale Auswirkungen. Diese wiederum werden durch die Rückhaltung und die 
gedrosselte Abführung des Niederschlagwassers durch ein mehrere Hundert Meter langes 
offenes Grabensystem erheblich minimiert, da bei der Mehrzahl der Niederschlagsereignis-
se große Teile des abgeführten Wassers vor Erreichen des Waschbachs im Boden versi-
ckern werden. Die Bestimmungen des WHG werden eingehalten. 
Die Auswirkungen der Versiegelung auf Grundwasserneubildung und Kleinklima werden im 
Umweltbericht hinreichend behandelt. 
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3.20. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 3.20.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist richtig, dass Niederschlagsversickerung und Grundwasserneubildung im Bereich der 
Überbauung künftig nicht mehr möglich sein werden. Das anfallende Regenwasser wird 
aber zwischengespeichert und mit gedrosseltem Abfluss über ein mehrere Hundert Meter 
langes Grabensystem und eine zusätzlichen Rückhaltemulde dem Einzugsgebiet wieder 
zugeleitet. Hierbei ist auch von einer zumindest teilweisen Versickerung auszugehen, so-
dass der Gebietswasserhaushalt nicht nachhaltig verändert wird. Das Abpumpen von 
Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für den Havariefall werden Tankstellen regelmäßig mit 
Rückhaltewannen ausgestattet. Der Untergrund ist wegen des Lösslehms im Übrigen nur 
schlecht durchsickerbar und so tiefgründig, dass eine Gefährdung des Grundwassers aus-
zuschließen ist. 
Das erforderliche Rückhaltevolumen wird regelkonform ermittelt, der zulässige Drosselab-
fluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässersystem zu erwarten sind. Die An-
nahme einer zu geringen Dimensionierung wird von der Stellungnahme im Übrigen nicht 
begründet. Hinsichtlich der geplanten Ableitung des Niederschlagswassers in den Wasch-
bach ist nicht von Verstößen gegen das Wasserhaushaltsgesetz, die Wasserrahmenrichtli-
nie oder den Hochwasserschutz auszugehen, da die festgesetzten Maßnahmen mit der 
zuständigen Wasserbehörde abgestimmt und von dieser genehmigt werden. 

 
Die Einleitung des anfallenden Regenwassers aus dem geplanten Logistikpark erfolgt im 
Bereich der „Schafswiesen“ (Gemarkung Berstadt) in den Waschbach. Die Einleitemenge 
ist gemäß den Vorgaben der Unteren Wasserbehörde auf 15 l/s*ha (Gesamtmenge: 450 l/s) 
begrenzt. Dies entspricht dem natürlichen Abfluss aus dem unversiegelten Urgelände. Das 
über den Einleitewert von 450 l/s hinaus anfallende Regenwasser wird auf dem Gelände 
selbst mittels eines unterirdischen Rückhaltebeckens zurückgehalten und zwischengespei-
chert. Hinter dem Rückhaltebecken wird eine Abwasserreinigungsanlage (Typ Sedipipe) 
angeordnet, damit grobe Verunreinigungen und Schwebstoffe sich absetzen können und 
nicht in den Regenwasserkanal bzw. den Waschbach eingeleitet werden. Des weiteren 
werden auf dem Gelände für die Bereiche Tankstelle und Waschplatz Leichtflüssigkeitsab-
scheider angeordnet. 
 
Um Schäden am Gewässer zu vermeiden erfolgt keine Direkteinleitung des Regenwassers 
in den Waschbach. Mittels eines neu anzulegenden Grabens im Vorland des Waschbachs 
erfolgt eine Pufferung der Einleitemenge. Der Graben soll, da er nur temporär wasserfüh-
rend sein wird möglichst mit flachen und landwirtschaftlich nutzbaren Böschungen herge-
stellt werden. Um ein Überlaufen des Regenwassers in den Waschbach bereits im Einmün-
dungsbereich zu vermeiden, erhält der Graben in diesem Bereich eine flankierende Verwal-
lung. Im weiteren Verlauf soll der geplante Graben oberflächennah breitflächig in das 
Vorland des Waschbaches auslaufen. 
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3.21. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Sämtliche zu treffenden Maßnahmen und Bedingungen hinsichtlich der Einleitung von Re-
genwasser in den Waschbach wurden im Vorfeld der Planung mit der Unteren Naturschutz-
behörde und der Unteren Wasserbehörde des Wetteraukreises abgestimmt. Das gesam-
melte Niedeschlagswasser fließt in Richtung A 45 und dann weiterführend über Durchlässe 
zum Waschbach, wo es mit einer behördlich vorgegebenen Drosselmenge (l/s) eingeleitet 
wird. 
Extreme Starkregenereignisse überschreiten die Möglichkeiten des geschilderten Entwäs-
serungssystems, aber auch die des natürlichen Gebietsabflusses. Auch Lössböden, gerade 
Ackerböden, sind nicht in der Lage, Niederschlagsmengen in der geschilderten Größenord-
nung in kurzer Zeit aufzunehmen. Sie fließen in großen Anteilen oberflächig ab und belas-
ten die Gewässer. Ziel und Aufgabe der Entwässerungsplanung ist es, keine zusätzlichen 
als die auch auf natürlichem Weg entstehenden Belastungen zu induzieren, was mit der 
geschilderten Vorgehensweise auch möglich ist. Allein auf diesen Tatbestand bezogen ist 
im Übrigen auch der Begriff der „schadlosen Ableitung“ zu verstehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.21.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Sowohl das Umlegungsverfahren als auch das Einwerben von Ersatzflächen für die be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe befindet sich noch mitten in der Umsetzungsphase. 
Daher kann zum jetzigen Zeitpunkt abschließend keine Aussage darüber getroffenen wer-
den, ob alle Flächenansprüche befriedigt werden können und ob Ersatz in Form von Ent-
schädigungszahlungen zu leisten sein wird. Mit den vorgesehenen Verfahrensabläufen 
sollen gerichtliche Auseinandersetzungen vermieden werden. 
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3.22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.22.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Ermittlung des Verkehrslärms erfolgt nach den Richtlinien für den Lärmschutz an 
Straßen – RLS-90. 
 
Danach ist die für den betreffenden Straßenabschnitt zulässige Höchstgeschwindig-
keit in km/h zu berücksichtigen, jedoch mindestens 30 km/h und höchstens 130 
km/h. 
 
Letztere Höchstgeschwindigkeit orientiert sich an die Richtgeschwindigkeit auf Auto-
bahnen. 
 
Mit dem Ansatz von 70 bzw. 80 km/h als zulässige Höchstgeschwindigkeit für Lkw 
auf der Bundesstraße bzw. Kreisstraße wird ohnehin bereits von der StVO abgewi-
chen, da Lkw über 7,5 Tonnen auf Landstraßen oder Bundesstraßen mit nur 60 km/h 
unterwegs sein dürfen. 
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3.23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Erhöhung der Stellplatzzahl war notwendig um den Mitarbeitern beim Schichtdienst die 
Möglichkeit zum Parken zu geben, da sich die Ankunft der neuen Schicht und Abfahrt der 
alten Schicht Überschneiden. Um längere Warte- und gegebenenfalls Stauzeiten zu verrin-
gern, wurde die Stellplatzzahl erhöht. 
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3.24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 3.24.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es ist seit Jahrzehnten unstrittige Konvention, dass Vorbelastungen bei der Bewertung der 
Eingriffserheblichkeit nicht verstärkend, sondern mindernd einzustellen sind. Dies gilt für 
das Landschaftsbild in gleicher Weise wie für den Arten- und Naturschutz. 
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3.25. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.26. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.25.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Bürgerversammlung wurden Simulationen vorgestellt, die auch auf der 
Internetseite der REWE Group einsehbar sind. Der Begriff „studieren“ suggeriert aber, dass 
Wirkungen auf das Landschaftsbild in irgendeiner Weise objektiv messbar wären. Gerade 
das sind sie aber nicht. Analog den Erfahrungen aus der Windkraftplanung fließen auch hier 
subjektive Einstellungen zum Vorhaben in so starkem Maße ein, dass Visualisierungen 
letztlich nicht geeignet sind, fachliche Bewertungen zu fundieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.26.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die einzelnen Sachverhalte werden im Folgenden behandelt. 
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3.27. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.28. 
 
 
 
 
 
 
3.29. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.27.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind bekannt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.28.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Brut- und Rastvogelvorkommen des VSG sind bekannt und Grundlage der Bewertung. 
 
 
 
 
 
Zu 3.29.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die „Unrichtigkeiten“ entstammen den offiziellen Zielzuweisungen aus der hessischen Natu-
ra 2000-Verordnung. Dass die Ackerflächen im Umfeld des VSG Bedeutung als Nahrungs-
habitat zahlreicher Vögel haben und funktionale Beziehungen zum VSG bestehen, wird in 
der Studie eingehend dargestellt und bewertet. Im Übrigen dient die Tabelle allein der Cha-
rakterisierung des Schutzgebiets. 
 
 
 
 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2) BauGB 

 

53 

 
 
 
 
 
 
 
 
3.30. 
 
 
 
 
 
3.31. 
 
 
 
 
 
3.32. 
 
 
 
 
 
3.33. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 3.30.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Studie setzt sich ausführlich mit den Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzge-
biet auseinander. Nicht zuletzt lassen Größe und Lage des Untersuchungsgebiets erken-
nen, dass ein Schwerpunkt der Betrachtung auf den funktionalen Beziehungen lag. Es kann 
aber nicht außer acht gelassen werden, dass die vom Vorhaben beanspruchte Fläche von 
rd. 30 ha gerade einmal 6,7 % der funktional zusammenhängenden Ackerlandschaft am 
Übergang zum VSG ausmacht (vgl. S. 26 und FN 31 der Studie). Es ist offenkundig, dass 
eventuelle Störwirkungen weitaus relevanter sind als der Verlust von Teilen der Nahrungs-
habitate außerhalb des VSG, zumal der betroffene Bereich sich in der Nutzungsintensität in 
keiner Weise von anderen, auch näher am VSG liegenden Flächen unterscheidet. 
 
Zu 3.31.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Aufgabe der Studie ist die Ermittlung und Bewertung möglicher Eingriffswirkungen auf das 
Vogelschutzgebiet. Dies ist nicht dadurch zu leisten, dass im Plangebiet über Jahre Rastvo-
gelvorkommen gezählt werden, deren Bezug zum VSG unklar ist und für die großflächigen 
Rasthabitate in der Umgebung bereitstehen. Relevant hingegen ist die Frage, inwieweit das 
VSG selbst durch Randeffekte in Mitleidenschaft gezogen werden kann. Hierfür ist aber das 
Verhalten der einzelnen Arten maßgeblich, weshalb die Studie die hierzu bekannte Literatur 
auswertet und daraus Wirkdistanzen ableitet. Dieses Vorgehen ist methodisch sauber und 
nachvollziehbar. 
 
Zu 3.32.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Bezüglich der Nahrung suchenden Brutvögel gelten die Aussagen zu 39. analog. Es sei 
darauf hingewiesen, das worst case-Szenarien nur dann in Betracht zu ziehen sind, wenn 
eine hinreichende Datenbasis nicht gegeben ist. Das kann vorliegend ausgeschlossen wer-
den. 
 
Zu 3.33.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Aus den Ausführungen ist nicht erkennbar, worin der Mangel bestehen soll. Die für das VSG 
relevante Arten sind durch die Natura 2000-Verodnung definiert und werden von der Studie 
nicht nur aufgeführt, sondern – sofern sie für das Vorhaben relevant sind – auch behandelt. 
Dies betrifft aber nur einen Teil der Arten, da z.B. Wasservögel und Röhrichtbewohner keine 
engen funktionalen Beziehungen zur Agrarlandschaft besitzen. Es ist dabei statthaft, die 
Eingriffswirkungen anhand besonders sensibler Arten stellvertretend zu diskutieren.  
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3.34. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.35. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 3.34.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Kulissenwirkungen werden nicht nur benannt, sondern auf Grundlage bestehender 
Erkenntnisse zum Verhalten vieler Vogelarten plausibel quantifiziert.  
Bezüglich des angeblichen Hinweises auf eine Ausgleichbarkeit des Flächenverlustes wird 
die Studie sinnentstellend zitiert. Die entsprechende Passage in Kap. 7.3 lautet: 
Der Tatbestand einer Unterschreitung von Mindestarealen bezieht sich auf Lebensräume, 
die durch ein Vorhaben entweder direkt verkleinert werden (…), oder durch Randeffekte 
nicht mehr in vollem Umfang nutzbar sind und dadurch ihre Habitateignung verlieren. Ange-
sichts der Größe des Offenlandbereichs zwischen A 45, B 455 und Echzell von mehr als 
400 ha ist selbst der an sich beträchtliche Verlust von 40 ha im Hinblick auf (potenzielle) 
Brutvögel Natura 2000-rechtlich nicht relevant. Die Minimalareale aller im agrarisch gepräg-
ten Offenland heimischen Vogelarten mit Ausnahme der in Hessen nicht beheimateten 
Trappen sind erheblich kleiner, sodass für viele Arten zwar eine Reduzierung der Populati-
onsgrößen denkbar ist (was durch geeignete Kompensationsmaßnahmen durchaus aufzu-
fangen wäre), nicht aber deren Abwandern aus dem besagten Gebiet. Nur ein solcher wür-
de aber überhaupt die Frage aufwerfen, ob die hierdurch betroffenen Arten auch im be-
nachbarten Schutzgebiet Einbußen im Bestand zu befürchten hätten. Der Verlust von Brut-
habitaten für Feldlerche und Rebhuhn im Plangebiet und seiner näheren Umgebung ist 
artenschutzrechtlich erheblich und planerisch zu bewältigen. Für die vorliegende Studie ist 
festzustellen, dass eine Unterschreitung von Mindestarealen für Lebensräume im Vogel-
schutzgebiet Wetterau nicht zu erwarten ist. (Unterstreichung ergänzt) 
Allein die Formulierung im Konjunktiv zeigt, dass hier ein Sachverhalt angerissen wird, der 
im Weiteren gar nicht zum Tragen kommt. Sinn der Passage ist es, den Betrachtungsrah-
men zu umreißen, nicht eine Bewertung der örtlichen Eingriffserheblichkeit. 
 
Zu 3.35.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
An der Bewertung der Studie wird festgehalten. Der Einwender selbst spricht von „Nah-
rungsflächen in den umliegenden Ackerbereichen“ (wobei zu bestreiten ist, dass diese es-
senziell wären). Diese werden vom 300 m vom VSG entfernt liegenden Vorhaben gar nicht 
tangiert. Barrierewirkungen könnten aber allenfalls auftreten, wenn sich diese jenseits des 
Plangebiets Richtung Wölfersheim erstrecken würden, was auch vom Einwender offenbar 
nicht angenommen wird. Die genannten Ackerfluren bei Echzell, Wölfersheim, Berstadt, 
Wohnbach, Utphe und Obbornhofen sind durchweg ohne Querung des Plangebiets direkt 
erreichbar. Im Übrigen stellt die Studie die Nutzung dieser Bereiche gar nicht in Frage. Es 
dürfte aber offenkundig sein, dass der Schwerpunkt der funktionalen Beziehung der VSG-
relevanten Arten in der Niederung und den direkt angrenzenden Ackergebieten liegt. 
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3.36. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.36.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bei dem angesprochenen rechtstreitigen Vorhaben handelte es um einen geplanten Eingriff 
in geschützte Lebensraumtypen von zwei FFH-Gebieten, die durch eine Umgehungsstraße 
zerschnitten werden sollten. Gegenüber der bisherigen Rechtsprechung des EuGH betont 
das Urteil vom 7.11.2018 (C-461/17) das Erfordernis, ggf. auch außerhalb des Schutzge-
biets liegende Lebensräum in die Betrachtung einzubeziehen. Im Übrigen folgt es der stän-
digen Rechtsprechung des EuGH. 

Das geplante Logistikzentrum betrifft ein Vogelschutzgebiet, das nicht direkt, sondern allen-
falls durch Randeinflüsse von außen betroffen sein kann. Unzweifelhaft sind deshalb auch 
hier Lebensräume in die Bewertung einzustellen, die außerhalb des Schutzgebiets liegen. 
Dies wird von der vorgelegten Studie nicht nur geleistet, sondern ins Zentrum der Betrach-
tung gestellt. Die Forderung nach vollständigen, präzisen und endgültigen Feststellungen 
wird durch die vorgelegte Studie in vollem Umfang erfüllt. 
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3.37. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.37.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Kumulative Wirkungen im Sinne § 34 Abs. 1 BNatSchG sind dann gegeben, wenn ein Natu-
ra 2000-Gebiet durch ein Vorhaben im Zusammenwirken mit anderen Plänen und Projekten 
erheblich beeinträchtigt wird, d.h. diese sich erst durch die kumulative Wirkung ergeben, 
oder erwartbare Beeinträchtigungen verschärft werden. Zu berücksichtigen sind hierbei 
Pläne und Projekte, für die eine planerische Verfestigung besteht, d.h. die genehmigt oder 
planfestgestellt sind oder – im Falle von Baugebieten – die Planreife nach § 33 BauGB 
erreicht haben. Eine Ermittlungspflicht für den Vorhabenträger besteht hierbei nicht. Seitens 
der Fachbehörden wurden im Verfahren keine einschlägigen Pläne oder Projekte benannt. 
Schon deshalb ist der Verträglichkeitsstudie diesbezüglich kein Mangel vorzuwerfen. 
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Aus fachlicher Sicht ist festzustellen, dass der zitierte Fall des Kraftwerks Moorburg vorlie-
gend keine Vergleichbarkeit besitzt. Für die Festlegung des Betrachtungsraumes ist allein 
maßgeblich, welcher Art mögliche schwerwiegende Beeinträchtigungen sind. Vorliegend 
sind dies angesichts der Großflächigkeit der Wetterauer Agrarlandschaft und ihrer einheitli-
chen Ausstattung allein indirekte Wirkungen, wie sie von der vorgelegten Studie für das 
geplante Logistikzentrum nach eingehender Behandlung ausgeschlossen wurden. Indirekte 
Wirkungen können pe se aber nur durch Vorhaben im Nahbereich zum Schutzgebiet ausge-
löst werden. Wie die Studie zeigt, ist hierbei ein Korridor von rd. 600 m relevant. 
 
Da das Vorhaben für sich betrachtet keine schwerwiegende Beeinträchtigung für das VSG 
hervorruft, könnte es kumulative Wirkungen folglich auch nur dann auslösen, wenn es im 
Verbund mit einem benachbarten Vorhaben stärker in das Gebiet hinein wirken würde. 
Pläne und Projekte, die sich andernorts negativ auf das VSG auswirken, können das Vor-
haben Logistikzentrum folgerichtig nicht über die Erheblichkeitsschwelle heben, sondern 
wirken für sich oder im Verbund mit anderen Plänen und Projekten. 
 
Es ist nicht erkennbar, welche der aufgeführten Vorhaben – ungeachtet ihrer planerischen 
Verfestigung – geeignet wären, die Wirkungen des Logistikzentrums in kumulativer Weise 
so zu verstärken, dass sie erheblich würden. Dafür ist der Überschneidungsbereich der 
Störwirkungen mit dem Schutzgebiet von wenigen Hektar Ackerland viel zu klein, und die 
Standorte der aufgeführten Eingriffe zu weit entfernt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2) BauGB 

 

58 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.38. 
 
 
 
 
 
 
3.39. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.38.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Landschaft entwässert auch ohne ein oberirdisches Entwässerungssystem, sei es 
durch Hangzugwasser, sei es durch Grundwasserström. 
 
 
 
 
Zu 3.39.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Aussage ist falsch. Kap. 7.1 behandelt die baubedingten Sörwirkungen und verweist im 
Übrigen auf die Darlegungen in Kap. 7.5 zu den Störwirkungen durch den späteren Betrieb 
des Logistikzentrums. Dass diese wegen ihrer Dauerhaftigkeit in weitaus stärkerem Maße 
relevant sind, ist offenkundig, weshalb es statthaft ist, die baubedingten Störungen kürzer 
abzuhandeln. Kap. 7.5 setzt sich ausführlich mit den fachlichen Grundlagen des Meidever-
haltens auseinander, quantifiziert unter Angabe von nicht weniger als 22 einschlägigen 
Quellen und einer selbst publizierten Metastudie (KARL 2001) die in der Literatur genannten 
Meidedistanzen und baut seine Bewertungen schlüssig und nachvollziehbar auf diesen 
Zahlen auf. Die hierbei zugrunde gelegten Flächen sind in Abb. 6 räumlich umrissen und 
werden im Text auf den Hektar genau angegeben.  
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3.40. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.41. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.40.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Befürchtung einer durch verstärkte Thermik über den Betriebsgebäuden anzunehmen-
den Verunreinigung des Schutzgebiets mit verfrachteten Schadstoffen ist fachlich nicht 
haltbar. Abgesehen davon, dass bei Hauptwindrichtung Südwest das VSG erst nach rd. 
2 km erreicht wird, sind durch die Nutzung des Logistikbetriebs keine stofflichen Emissionen 
in einem Umfang zu erwarten, der auch nur annähernd die von der nahe gelegenen Auto-
bahn erreicht, ohne das von dieser in den letzten Jahrzehnten erkennbare Belastungen für 
das Schutzgebiet ausgegangen wären. Die Frage einer stofflichen Deposition ist zwar 
grundsätzlich relevant und wird deshalb auch von der N 2000-Studie thematisiert (hier aber 
mit Recht nur für die Bauphase, in der Belastungen durch Stäube zu prüfen waren). Die 
Stickstoff- und Feinstaubemissionen des Quell- und Zielverkehrs sind aber anders zu beur-
teilen, da wesentlich flüchtiger. Gegenüber den Staub- und Stickstoffverfrachtungen durch 
die bisherige landwirtschaftliche Nutzung dürfte ehe ein Rückgang zu erwarten sein. Zudem 
sind zumindest im hier beachtlichen Teil des VSG keine Lebensraumtypen ausgebildet, die 
sich durch eine erhöhte Sensibilität gegenüber solchen Einträgen auszeichnen würden. 
 
 
 
Zu 3.41.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im Straßennetz eine ausreichende Ver-
kehrsqualität gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleitplanverfahren 
laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme sowie eine 24-
h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützen. 
 
Es sei darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den REWE-Lagern 
in Hungen und Rosbach entfällt. Ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu 
rechnen. 
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3.42. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.42.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der geplante Ausbau der Bundesstraße ist bereits Bestandteil des eigentlichen Bebauungs-
plan-Entwurfs sowie der Begründung. Die Festsetzung im Bebauungsplan umfasst die vor-
gesehene Rechtsabbiegespur bereits. In der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird 
unter Ziffer 4.3 Äußere Erschließung (S 22) ausgeführt:  
 
Im Rahmen der äußeren Erschließung sind auf Basis der Ergebnisse der Verkehrsuntersu-
chung und den Abstimmungen mit Hessen Mobil folgende Maßnahmen vorgesehen […] 
 
 Freie Führung des Rechtseinbiegers aus der K 181 in die B 455 mit Beschleunigungs-

streifen bis zur bestehenden Rechtsabbiegespur (Rampe zur A 45 in Richtung Hanau) 
zur Reduzierung der Verflechtungsvorgänge. […] 

 
Auf Seite 15 ebd. wird dieser Rechtseinbieger in Abb. 3: Lageplan REWE Logistikzentrum 
dargestellt. 
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